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Zusammenfassung: Dieser Beitrag wurde durch die zahlreichen Übereinstimmun-
gen zwischen der genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung und der Bevölke-
rungsforschung im Bezug auf die Determinanten der Fertilität angeregt. Der erste 
Teil dieses Beitrages befasst sich mit einer Reihe von Reproduktionstheorien vor 
dem Hintergrund der These des genderspezifi schen Wohlfahrtsstaates. Eine zent-
rale Parallele zwischen diesen beiden Theorien ist die Tatsache, dass bei der Analy-
se von Work-Life-Choices schwerpunktmäßig eine Politik untersucht wird, die eine 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglicht. Folglich nimmt man an, dass sich 
die informelle Betreuung nachteilig auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf aus-
wirkt, ebenso wie man von homogenen Präferenzen seitens der Frauen ausgeht, 
also voraussetzt, dass alle Frauen Beruf und Familie miteinander verbinden wollen. 
Dieser Ansatz trägt jedoch der informellen Betreuung sowie der Heterogenität der 
Frauen nicht genügend Rechnung, weder im Hinblick auf ihre Präferenzen noch in 
Bezug auf ihr Verhalten. Um diese Lücken zu schließen, wird im zweiten Teil dieses 
Beitrages ein neuer Rahmen zur Analyse der Work-Life-Choices von Frauen ausge-
arbeitet. Der vorgestellte Analyserahmen legt ein besonderes Augenmerk auf die 
Art und Weise der Förderung oder Durchsetzung formeller sowie informeller Be-
treuungsformen in verschiedenen Wohlfahrtsstaaten, ebenso wie auf die Auswir-
kungen einer solchen Förderung auf die Entscheidungen der Frauen. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt außerdem auf der Heterogenität der Frauen, sowohl im Hinblick 
auf ihre Präferenzen als auch in Bezug auf ihr Verhalten. Das Hauptargument besagt, 
dass sich die heterogenen Präferenzen von Frauen in verschiedenen Wohlfahrts-
staatstypen auf unterschiedliche Weise zu unterschiedlichen Lebensverlaufsstrate-
gien (in puncto Beruf und Familie) hinentwickeln, da die jeweiligen Lebensstilstrate-
gien durch die Familienpolitik in unterschiedlichem Maß gefördert oder verhindert 
werden. Infolgedessen differieren die Zahlen der Frauen, die sich für eine bestimmte 
Strategie entscheiden, ebenso wie die Fertilitätsniveaus zwischen den Wohlfahrts-
staaten. Außerdem wird angenommen, dass sich die Haushaltsressourcen auf die 
Entscheidungen auswirken. Die vorgebrachte These wird anhand aktueller Daten 
zur Familienpolitik, zu Beschäftigungsmustern sowie zur Fertilität von Frauen in den 
sozialdemokratischen (Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden), konservativen 
(Österreich, Belgien, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Italien, die Niederlan-
de, Portugal, Spanien) sowie den liberalen Wohlfahrtsstaaten (Australien, Kanada, 
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Irland, GB und die USA) aufgezeigt. Darüber hinaus beinhaltet dieser Beitrag eine 
Neuinterpretation der Ergebnisse in Bezug auf die Zusammenhänge zwischen der 
Familienpolitik und der Erwerbstätigkeit sowie Fertilität von Frauen vor dem Hinter-
grund des hierin vorgestellten Rahmens.

Schlagwörter: Fertilität · Familienpolitik · Präferenzen

1 Einleitung

Aus Sicht der Wohlfahrtsstaatsforschung fällt bei einem kurzen Blick auf die zusam-
mengefassten Geburtenziffern (TFR) in den Industrieländern wohl die frappierende 
Ähnlichkeit zwischen dem Wohlfahrtsregimetyp und dem Periodenfertilitätsniveau 
ins Auge: So bewegte sich die Fertilität in den liberalen und sozialdemokratischen 
Regimen von 1990-2010 im Allgemeinen auf einem relativ hohen Niveau (1,7-2,1), 
während die konservativen Regime mit einer niedrigen Fertilität (unter 1,5) oder 
gar einer äußerst niedrigen Fertilität (unter 1,3) zu kämpfen hatten.1 Es gibt jedoch 
einige Ausnahmen von dieser Grundregel. Vor allem in Kanada waren die Geburten-
ziffern etwas niedriger als in den anderen liberalen Ländern. In Belgien, Frankreich 
und den Niederlanden erreichte die TFR lediglich ein etwas geringeres oder identi-
sches Niveau wie in den liberalen und sozialdemokratischen Ländern, während die 
Geburtenziffern in Schweden schließlich extremen Schwankungen unterlagen und 
sich zeitweise dem Grenzwert von 1,5 näherten (OECD 2012).

Angesichts der Parallelen zwischen Wohlfahrtsstaatstyp und Fertilitätsniveau 
überrascht es nicht, dass sich zahlreiche Experten auf dem Gebiet der genderspe-
zifi schen2 Wohlfahrtsstaatsforschung mit den potentiellen Zusammenhängen zwi-
schen bestimmten Wohlfahrtssystemen und dem Fertilitätsniveau befassen (z.B. 
Esping-Andersen 1999; Bettio/Plantenga 2004; De Henau et al. 2006; Fagnani 2007). 
In den letzten Jahrzehnten haben außerdem immer mehr Demografen die Auswir-
kungen der Familienpolitik auf das Fertilitätsniveau untersucht (vgl. Abschnitt 3). 
Die Frage, ob und wie sich die Familienpolitik auf die Geburtenziffern auswirken 
kann, ist natürlich ebenso von Interesse für die Entscheidungsträger zahlreicher 
Länder, die angesichts einer Fertilität unterhalb des Bestandserhaltungsniveaus 
(UN 2010: 7) besorgt sind und Maßnahmen zur Ankurbelung der Reproduktion ein-
leiten wollen (in Bezug auf Deutschland: vgl. Henninger et al. 2008). Doch trotz der 
umfangreichen Diskussion dieses Themas sind hinsichtlich der Zusammenhänge 
zwischen Familienpolitik und Fertilität immer noch eine Reihe von Fragen offen 
(Gauthier 2007; Neyer 2011).

1 Eine Aufstellung der Länder, die den einzelnen Clustern zuzuordnen sind, fi ndet sich in Ab-
schnitt 4.1.

2 Die Begriffe „genderspezifi sch“ und „feministisch“ werden in diesem Zusammenhang synonym 
verwendet.
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In der gegenwärtigen Diskussion behaupten sowohl Wohlfahrtsstaatsforscher 
als auch Demografen, dass eine großzügige Familienpolitik, die die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ermöglicht, die Patentlösung für eine hohe Fertilität sei (vgl. 
Abschnitt 2 und 3). Dieser Ansatz lässt jedoch zwei wichtige Punkte unbeachtet: 
Erstens haben Frauen heterogene Präferenzen, die von einer Familienorientierung 
bis hin zu einer Berufsorientierung reichen, und Frauen mit unterschiedlichen Prä-
ferenzen reagieren unterschiedlich auf verschiedene sozialpolitische Maßnahmen 
(Hakim 1998, 2000, 2002, 2003a/b). Zweitens werden infolge der schwerpunktmä-
ßigen Analyse einer Politik, die die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglicht, 
weder die Bedeutung der informellen Betreuung noch deren unterschiedliche För-
derung in den einzelnen Wohlfahrtsstaaten oder die umfangreichen Veränderungen 
in diesem Bereich berücksichtigt (Pfau-Effi nger 2004, 2005).

Dieser Beitrag konzentriert sich auf die Zusammenhänge zwischen Familienpoli-
tik und Fertilität und verfolgt zwei Ziele. Da die zahlreichen Parallelen zwischen der 
genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung und der Fertilitätsforschung einen 
Vergleich zwischen diesen beiden Gebieten nahelegen, befasst sich dieser Beitrag 
nach einer kurzen Zusammenfassung der genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsthe-
orien (Abschnitt 2) zunächst mit der Frage, welche Erkenntnisse Demografen aus 
der genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung ziehen können (Abschnitt 3). 
Anschließend wird ein Vorschlag präsentiert, um die Präferenztheorie nach Hakim 
und die feministische Analyse des Wohlfahrtsstaates in einem neuen Analyserah-
men miteinander zu kombinieren (Abschnitt 4). Das in diesem Beitrag angeführ-
te Hauptargument besagt, dass sich die heterogenen Präferenzen von Frauen in 
verschiedenen Wohlfahrtsstaatstypen auf unterschiedliche Weise zu unterschiedli-
chen Lebensverlaufsstrategien (in puncto Beruf und Familie) hinentwickeln, da die 
jeweiligen Lebensstilstrategien durch die Familienpolitik in unterschiedlichem Maß 
gefördert oder verhindert werden und darüber hinaus dem Einfl uss der Haushalts-
ressourcen unterliegen. Infolgedessen differieren die Zahlen der Frauen, die sich 
für eine bestimmte Strategie entscheiden, sowie die Fertilitätsniveaus zwischen 
den Wohlfahrtsstaaten. Diese Thesen werden anhand aktueller Daten zur Familien-
politik, zu Beschäftigungsmustern sowie zur Fertilität von Frauen in den sozialde-
mokratischen (Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden), konservativen (Belgien, 
Frankreich, Deutschland, Griechenland, Italien, die Niederlande, Österreich, Portu-
gal, Spanien) und liberalen Staaten (Australien, Kanada, Irland, GB, die USA) aufge-
zeigt. Dieser Beitrag enthält außerdem eine kurze Neuinterpretation der Ergebnisse 
zu den Zusammenhängen zwischen der Familienpolitik und der Erwerbstätigkeit 
sowie der Fertilität von Frauen (Abschnitt 5) und endet mit den Schlussfolgerungen 
(Abschnitt 6).

2 Frauen, Familie und Wohlfahrtsregime

Einen nützlichen Ausgangspunkt für eine Analyse der genderspezifi schen Wohl-
fahrtsstaatsforschung liefert die intensive Kritik, die Esping-Andersen (1990) nach 
der Präsentation seiner These über eine dreifach gegliederte Wohlfahrtsregimety-
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pologie durch die feministische Forschung erhielt. Die allgemein bekannte Grund-
idee von Esping-Andersen lautet, dass zwischen den Wohlfahrtsstaaten qualitative 
Unterschiede existieren, die anhand von drei verschiedenen Indikatoren analysiert 
werden können. Erstens differiert der Grad der Dekommodifi zierung (d.h. die wohl-
fahrtsstaatliche Absicherung von Arbeitnehmern, die nicht dazu in der Lage sind, ih-
ren Lebensunterhalt auf dem Arbeitsmarkt zu verdienen) zwischen den Wohlfahrts-
staaten. Zweitens spielen die Wohlfahrtsproduzenten Staat, Markt und Familie in 
den einzelnen Ländern eine unterschiedlich wichtige Rolle. Und drittens fördern die 
einzelnen Wohlfahrtsstaaten infolge des divergierenden Dekommodifi zierungsgra-
des sowie der Interaktion zwischen den Akteuren Staat, Markt und Familie verschie-
dene Muster der sozialen Stratifi kation. Die anhand dieser drei Kriterien ermittelten 
Unterschiede zwischen den einzelnen Wohlfahrtsstaaten ermöglichen eine Eintei-
lung der Länder in drei Cluster, die sich jeweils durch eine eigene Logik auszeich-
nen. In den sozialdemokratischen Regimen Nordeuropas übernimmt der Staat die 
Hauptrolle im Hinblick auf die Dekommodifi zierung. Es gibt großzügige allgemeine 
Leistungen und das System sorgt tendenziell für die soziale Gleichstellung der Bür-
ger. In den liberalen angelsächsischen Regimen hingegen spielt der Staat lediglich 
eine untergeordnete Rolle und man setzt in hohem Maße auf marktwirtschaftliche 
Lösungen wie private Versicherungen. Diese marktorientierte Praxis führt in Verbin-
dung mit einem geringen Grad der Dekommodifi zierung durch den Staat – insbe-
sondere in Bezug auf die äußersten Randgruppen (Bedürftigkeitsprüfung) – dazu, 
dass das wirtschaftliche Gefälle zwischen denjenigen, die sich marktwirtschaftliche 
Wohlfahrt leisten können, und denjenigen, die nicht dazu in der Lage sind, beste-
hen bleibt. Eine dritte Art der Dekommodifi zierung wird in den konservativen Wohl-
fahrtsregimen West- und Südeuropas praktiziert, wo Staat und Familie gemeinsam 
die Hauptverantwortung tragen. Die Dekommodifi zierung erfolgt abhängig von der 
Stellung im Erwerbsleben, so dass ihr Grad entsprechend schwankt und die vor-
herrschende Zusammensetzung der Stellungen im Erwerbsleben innerhalb der Be-
völkerung durch das System aufrechterhalten wird.

Diese ausgefeilte Klassifi zierung der Wohlfahrtsstaaten löste eine angeregte De-
batte aus (eine Diskussion der methodischen Schwachstellen der Arbeit von Esping-
Andersen fi ndet sich bei Obinger und Wagschal 1998; eine Besprechung fi ndet sich 
bei Arts und Gelissen 2002). Insbesondere die feministische Forschung warf Esping-
Andersen vor, die Klassifi kation nach männlichen Standards vorgenommen und bei 
der Analyse Frauen sowie die Familie außer Acht gelassen zu haben. Tatsächlich ist 
der Arbeiter bei Esping-Andersen für den Arbeitsmarkt tätig, so dass die Dekom-
modifi zierung für die zahlreichen nicht kommodifi zierten Hausfrauen irrelevant ist. 
Darüber hinaus erledigen auch Frauen, die für den Arbeitsmarkt tätig sind, unbe-
zahlte Hausarbeit, doch da das Konzept von Esping-Andersen diese Art von Arbeit 
nicht berücksichtigt, ignoriert die Typologie zwangsläufi g die Rolle der Familie als 
Betreuerin und Wohlfahrtsproduzentin. Ebenfalls erwähnenswert ist die Tatsache, 
dass viele Hausfrauen nicht vom Arbeitsmarkt, sondern von ihrem Ehemann abhän-
gig sind, und, dass ihre Beziehung zum Wohlfahrtsstaat durch ihre Rolle als Mutter 
und/oder Ehefrau (und nicht als Arbeitnehmerin) defi niert wird. Schließlich erfah-
ren Frauen und Familien in den einzelnen Wohlfahrtsstaaten eine unterschiedliche 
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Behandlung, und somit wirken sich wohlfahrtsstaatliche Strukturen nicht nur – wie 
von Esping-Andersen behauptet – auf die sozioökonomische Stratifi kation aus, son-
dern auch auf die Geschlechterbeziehungen (Lewis 1992; Orloff 1993; Ostner 1995; 
Anttonen/Sipilä 1996; Sainsbury 1994; eine Übersicht fi ndet sich außerdem bei Le-
wis 1997). Mit anderen Worten konzentriert sich die feministische Kritik also auf 
unbezahlte Betreuungsarbeit (vgl. Daly/Lewis 2000), die in der These von Esping-
Andersen kaum Beachtung fi ndet.

Infolge der feministischen Kritik erweiterte Esping-Andersen (1999) seine Typo-
logie um die Dimension Familie, indem er zwei neue Konzepte einführte: den „Fa-
milialismus“ (keine Erbringung von Wohlfahrtsdiensten durch den Staat oder den 
Markt) und die „De-Familialisierung“3 (der Grad, in dem die Familie im Hinblick auf 
ihre Aufgabe als Wohlfahrtsproduzentin durch die Erbringung von Leistungen durch 
den Staat/Markt und/oder mithilfe der Arrangements innerhalb der Familie entlastet 
wird). Esping-Andersen zufolge wirkt sich der stark ausgeprägte Familialismus in den 
konservativen Ländern negativ auf die Erwerbstätigkeit von Frauen aus, während 
die De-Familialisierung in den sozialdemokratischen Ländern die Kommodifi zierung 
von Frauen ermöglicht. Die ursprüngliche Typologie der drei Wohlfahrtsstaatsty-
pen behält zwar trotz dieser neuen Dimensionen ihre Gültigkeit, Esping-Andersen 
gesteht jedoch gewisse Unterschiede zwischen den kontinentaleuropäischen und 
südeuropäischen Ländern ein. So ist insbesondere der Grad der De-Familialisierung 
durch den Staat sowie innerhalb der Familie in den kontinentaleuropäischen Län-
dern geringer, das Kindergeld fällt in den südeuropäischen Ländern niedriger aus 
und zuletzt bietet das Steuer- und Transfersystem in Kontinentaleuropa – anders als 
in Südeuropa – kaum Anreize für Zweitverdiener.

Doch selbst der genderspezifi sche Rahmen von Esping-Andersen wird gele-
gentlich als unzureichend bezeichnet (Knijn/Ostner 2002; Pfau-Effi nger 2004, 2005; 
Woods 2006; Leitner/Lessenich 2007). Vor allem Leitner (2003) propagiert einen 
differenzierteren Familialismus-Ansatz und betont, dass der Staat entweder die 
Familie in ihrer Betreuungsfunktion unterstützen kann (Familialisierung) oder die 
Familie im Hinblick auf ihre Verantwortung für die Wohlfahrt entlasten kann (De-
Familialisierung). Darüber hinaus kann der Grad der Familialisierung bzw. De-Fa-
milialisierung nach Leitners Analyserahmen stark oder schwach ausfallen, so dass 
vier unterschiedliche Kombinationen des Familialismus entstehen. Doch anstatt 
die Konzepte von Esping-Andersen weiter auszuarbeiten, stand bei den meisten 
Forschern die Entwicklung eines komplett neuen Analyserahmens im Vordergrund. 
So unterscheiden Lewis und Ostner beispielsweise zwischen drei verschiedenen 
Ernährermodellen: dem starken, dem moderaten und dem schwachen Ernährer-
modell (Lewis 1992; Ostner 1995). Pfau-Effi nger (2004, 2005) betont außerdem die 
Interaktion zwischen Institutionen und kulturellen Faktoren und unterscheidet zwi-
schen dem Doppelversorgermodell und der modernisierten männlichen Versorger-
ehe. Und schließlich werden die Länder in einigen Studien in Cluster unterteilt, die 

3 Dieser Begriff wurde in der Forschung erstmals von Lister (1994) sowie von McLaughlin/Glen-
dinning (1994) aufgegriffen, Begriffe hier übersetzt durch CPoS.
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durch die Anwendung einer bestimmten statistischen Methode entstehen (Théve-
non 2011).

Die Ergebnisse der oben genannten Studien im Hinblick auf die Aufteilung der 
Länder in unterschiedliche Cluster sind in Tabelle 1 aufgeführt. Wie der Tabelle zu 
entnehmen ist, variiert die Anzahl der Cluster von drei bis fünf und ist in den letzten 
beiden Jahrzehnten relativ stabil geblieben. Im Allgemeinen bilden die nordischen 
Länder, die angelsächsischen Länder und die kontinentaleuropäischen Länder zu-
sammen mit den südeuropäischen Ländern jeweils eine Gruppe. Es gibt jedoch ein 
paar Ausnahmen von dieser Regel. Einige Studien kamen zu dem Ergebnis, dass 
Belgien und Frankreich eher mit den nordischen als mit den kontinentaleuropäi-
schen Ländern vergleichbar sind (Leitner 2003; Pfau-Effi nger 2005), oder die bei-
den Länder werden sogar einem separaten Cluster zugeordnet (Lewis 1992; Ost-
ner 1995). Die südeuropäischen Länder bilden gelegentlich ebenfalls ein separates 
Cluster, das sich durch die eingeschränkte Unterstützung informeller Betreuung von 
den kontinentaleuropäischen Ländern unterscheidet (Leitner 2003; Thévenon 2011, 
jedoch ebenfalls Esping-Andersen 1999). Darüber hinaus bildet Großbritannien in 
zwei Fällen ein gemeinsames Cluster mit den kontinentaleuropäischen Ländern, in 
denen die informelle Betreuung eine wichtige Rolle spielt (Lewis 1992; Ostner 1995; 
Pfau-Effi nger 2005), wobei eine dieser Studien (Pfau-Effi nger 2005) außerdem zu 
dem Ergebnis kommt, dass Norwegen gewisse Gemeinsamkeiten mit den kontinen-
taleuropäischen Ländern erkennen lässt.

In diesem Kontext darf nicht vergessen werden, dass durch den Fokus auf den 
allgemeinen Unterschieden zwischen den einzelnen Ländern gelegentlich die viel-
fältigen Ziele der Familienpolitik aus dem Blickfeld geraten. So unterscheidet Thé-
venon (2011) beispielsweise sechs unterschiedliche Ziele: Armutsbekämpfung und 
Einkommenssicherung, direkte Erstattung der ökonomischen Kosten von Kindern, 
Förderung der Beschäftigung, Förderung der Geschlechtergerechtigkeit, Förderung 
der frühkindlichen Entwicklung und Steigerung der Fertilität. Diese Ziele werden 
in verschiedenen Wohlfahrtsregimen in unterschiedlichem Maß verfolgt, was sich 
ebenfalls in differierenden tatsächlichen politischen Maßnahmen niederschlägt. So 
spielt zum Beispiel die Gleichstellung der Geschlechter und die Beschäftigung von 
Frauen in den nordeuropäischen Wohlfahrtsstaaten eine zentrale Rolle, während für 
die angelsächsischen Länder die Armutsbekämpfung und Einkommenssicherung 
an erster Stelle stehen. Darüber hinaus können die unterschiedlichen politischen 
Ziele miteinander kollidieren und sich gegenseitig widersprechen. In Österreich und 
Deutschland beispielsweise wird die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in einem 
gewissen Maß durch Elternzeitbestimmungen gefördert, gleichzeitig gibt es jedoch 
zu wenige Kindertagesstätten, da das Betreuungssystem ursprünglich für das Ziel 
der frühkindlichen Förderung ausgelegt war (Leitner/Wroblewski 2006).

Neben der Gruppierung von Ländern sowie sozialpolitischen Studien hat sich 
die feministische Forschung intensiv mit einer Evaluierung der Gender-Stratifi kation 
des Wohlfahrtsstaates sowie einer Analyse der Sozialpolitik nach den Maßstäben 
der Frauenfreundlichkeit (Hernes 1987/1989; für Kritik siehe Borchorst/Siim 2008), 
der Gleichstellung der Geschlechter und der Geschlechtergerechtigkeit befasst. 
In diesen Forschungsbeiträgen wird der Wohlfahrtsstaat häufi g als zentraler Ak-
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teur betrachtet, der die Geschlechtergerechtigkeit entweder fördert oder behindert 
(Mazur 2002: 15). Üblicherweise fi nden drei unterschiedliche Defi nitionen der Ge-
schlechtergerechtigkeit Verwendung. Die wahrscheinlich umfassendste Diskussion 
zu dem Thema fi ndet sich bei Fraser (1994); sie betrachtet die verschiedenen Arten 
der Geschlechtergerechtigkeit anhand ihres sogenannten „Modells der allgemeinen 
Erwerbstätigkeit“, bei dem die Geschlechtergerechtigkeit durch die Förderung der 
Beschäftigung von Frauen hergestellt werden soll, sowie mithilfe ihres „Modells der 

Tab. 1: Familienpolitische Cluster

 I II III IV V 

Lewis (1992), Schwaches Moderates Starkes   
Ostner (1995) Ernährermodell: Ernährermodell: Ernährermodell:   
 Dänemark Belgien Deutschland   
 Finnland Frankreich Irland   
 Schweden  Niederlande   
   GB   

Esping-Andersen Sozial- Liberal: Konservativ:   
(1999) demokratisch:     
 Dänemark Australien Kontinental- Südeuropa  
 Finnland Kanada europa Italien  
 Norwegen Irland Österreich Portugal  
 Schweden GB Belgien Spanien  
  USA Frankreich   
   Deutschland   
   Niederlande   

Leitner (2003) Optionaler Expliziter De-Familialismus: Impliziter  
(nur Kinder- Familialismus: Familialismus:  Familialismus:  
betreuung) Belgien Österreich Irland Griechenland  
 Dänemark Deutschland GB Portugal  
 Finnland Italien  Spanien  
 Frankreich Luxemburg    
 Schweden Niederlande    

Pfau-Effinger Doppel- Modernisierte    
(2005) versorger- männliche    
 modell: Versorgerehe:    
 Frankreich GB    
 Dänemark Norwegen    
 Schweden Niederlande    
 Finnland Westdeutschland    

Thévenon (2011) Fortlaufende Starke finanzielle Kurze Elternzeit, Eingeschränkte Lange 
 starke Unterstützung, gezielte Unterstützung Elternzeit, 
 Unterstützung jedoch Unterstützung von Familien: aber geringe 
 berufstätiger eingeschränkte gering- Griechenland finanzielle 
 Eltern mit Unterstützung von verdienender Italien Unterstützung 
 Kindern unter 3 Doppelverdienern Alleinerziehender Korea und wenige 
 Jahren: mit Kindern sowie von Japan Betreuungs- 
 Dänemark unter 3 Jahren: Familien mit Portugal einrichtungen 
 Finnland Österreich Kindern im Spanien für Kinder 
 Island Belgien Vorschulalter:  unter 3 Jahren:
 Norwegen Frankreich Australien  Tschechische 
 Schweden Deutschland Kanada  Republik 
  Luxemburg Irland  Ungarn 
  Niederlande Neuseeland  Polen 
   Schweiz  Slowakische 
   GB  Republik 
   USA   
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Gleichstellung der Betreuungsarbeit“, in dem die Geschlechtergerechtigkeit durch 
die Unterstützung informeller Betreuungsarbeit angestrebt wird. Fraser kommt zu 
der Schlussfolgerung, dass keines der Modelle gut genug sei, da nicht verlangt wür-
de, dass sich Männer ändern; sie behauptet daher, dass Geschlechtergerechtigkeit 
nur dann erreicht werden könne, wenn Männer mehr wie Frauen werden, d.h. wenn 
auch Männer Betreuung und Beruf miteinander kombinieren. In der Praxis wurde 
die Forschung laut Pfau-Effi nger (2004, 2005) durch eine leicht evolutionäre Sicht-
weise der Geschlechtergerechtigkeit dominiert, d.h. ein hoher Anteil öffentlicher 
Kinderbetreuung sowie eine starke Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt (hoher 
Grad der De-Familialisierung) wird als die frauenfreundliche, geschlechtergerechte 
Alternative betrachtet, während ein geringer Anteil öffentlicher Kinderbetreuung 
und eine niedrige weibliche Beschäftigungsquote (hoher Grad des Familialismus) 
als weniger frauenfreundlich und geschlechtergerecht verstanden werden. Pfau-
Effi nger selbst kritisierte diesen Ansatz, indem sie die unterschiedlichen Wege auf-
zeigte, die im Hinblick auf die Geschlechtergerechtigkeit eingeschlagen werden, 
und betonte, dass eindimensionale Analyserahmen (wie Familialisierung und De-
Familialisierung) die aktuellen Entwicklungen in den Wohlfahrtsstaaten nicht ad-
äquat erfassen könnten.

3 Welche Erkenntnisse können Demografen aus der 
genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung ziehen?

Um zu veranschaulichen, wie Demografen von der genderspezifi schen Wohlfahrts-
staatsforschung profi tieren können, werden die zuvor beschriebenen Wohlfahrts-
staatstheorien in diesem Abschnitt zwei Fertilitätstheorien gegenübergestellt: der 
ökonomischen Fertilitätstheorie sowie den Theorien der Geschlechtergerechtigkeit 
und Rolleninkompatibilität.

3.1 Neue Haushaltsökonomie und wohlfahrtsstaatliche Institutionen

Die ökonomische Fertilitätstheorie behandelt Kinder als dauerhaftes Konsumgut 
und analysiert die „Nachfrage“ des Haushalts nach Kindern auf dieselbe Art und 
Weise wie die Nachfrage nach allen sonstigen Gütern. Dieser Ansatz geht davon 
aus, dass die Anzahl der Kinder von den Präferenzen des Haushalts, der Qualität 
und Quantität der Kinder, dem Haushaltseinkommen und den Kosten der Kinder 
abhängig ist (Becker 1960; Becker/Lewis 1973; Willis 1973; Becker 1981/1991). Im 
Gegenzug nimmt man oft an, dass sich die Beschäftigung von Frauen und somit ihre 
Opportunitätskosten negativ auf die Fertilität auswirken. Je höher also die Bildung 
und das Einkommen sind, desto höher fallen die Opportunitätskosten aus und desto 
niedriger ist die Fertilität.

Diese Theorie war für die Fertilitätsforschung von weitreichender Bedeutung; 
eine ihrer Schwachstellen ist jedoch die fehlende Berücksichtigung der Tatsache, 
dass Entscheidungen in nationalen institutionellen Kontexten getroffen werden, die 
– wie bereits erläutert – deutliche Unterschiede aufweisen. Demzufolge könnte die-
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se ökonomische Theorie oder zumindest die Forschung auf der Grundlage dieser 
Theorie von einer Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem Bereich der gender-
spezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung im Hinblick auf die Unterschiede zwischen 
der institutionellen Logik beim Umgang mit der Familie profi tieren. Zahlreiche For-
scher nehmen bei der Entwicklung ihrer Hypothesen oder der Interpretation von 
Ergebnissen bereits auf Literatur aus dem Bereich der Wohlfahrtsstaatsforschung 
Bezug (z.B. Köppen 2006; Brodmann et al. 2007). Eine ausführlichere Diskussion der 
institutionellen Grenzen in den einzelnen Ländern würde jedoch systematischere, 
kontextspezifi sche Hypothesen ermöglichen und somit auch systematische Prog-
nosen in Bezug auf die Auswirkungen zentraler Variablen auf die Fertilität in ver-
schiedenen Wohlfahrtsstaatstypen zulassen.

So ist beispielsweise allgemein bekannt, dass sich die Nichterwerbstätigkeit von 
Frauen auf der Mikroebene positiv auf die Fertilität auswirkt (Hoem/Hoem 1989; 
Berinde 1999; Oláh 2003; Cooke 2004; Kreyenfeld 2004; Prskawetz/Zagaglia 2005; 
Cooke 2008; Breton/Prioux 2009). Da die Richtung der Auswirkungen hinreichend 
nachgewiesen ist, sollte sich die Diskussion mit den potentiellen Unterschieden 
bezüglich ihres Ausmaßes befassen. In diesem Zusammenhang könnten sich die 
anschaulichen Belege aus dem Bereich der feministischen Forschung im Hinblick 
auf die Förderung informeller Betreuung durch den Wohlfahrtsstaat als hilfreich er-
weisen. Eine mögliche Hypothese wäre beispielsweise, dass in Ländern, in denen 
das männliche Versorgermodell großzügig gefördert wird (wie z.B. in Deutschland), 
das Haushaltseinkommen von Familien mit nicht erwerbstätigen Frauen – und somit 
auch die Fertilität – höher ausfällt als in Ländern, in denen die männliche Versorger-
ehe praktisch keine Unterstützung erfährt (wie z.B. in Schweden). Andere Bereiche, 
in denen die genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatstheorien auf eine ähnliche Weise 
unser Verständnis des Ausmaßes der Auswirkungen verbessern könnten, sind zum 
Beispiel die negativen Auswirkungen des Bildungsgrades auf Erstgeburten (Kreyen-
feld 2004; Klein/Eckhard 2007; Westoff/Marshall 2010) sowie die unterschiedlichen 
Belege für den Einfl uss des Einkommens der Frauen, die je nach analysiertem Land 
und untersuchter Parität zwischen negativ (Rønsen 2004; Rondinelli et al. 2010) und 
positiv (Hoem 2000; Andersson 2000; Vikat 2004) oder gar U-förmig (Kreyenfeld/
Zabel 2005) schwanken. Mit einer ähnlichen Logik könnten Aspekte der Interaktion 
zwischen wohlfahrtsstaatlichen Institutionen für die Forschung von Nutzen sein, um 
zu erklären, warum sich bestimmte Variablen gelegentlich entgegen den Erwartun-
gen verhalten. So könnte man zum Beispiel die geringen Belege für die Auswir-
kungen der Familienpolitik auf die Fertilität (Gauthier 2007) möglicherweise besser 
verstehen, wenn die wohlfahrtsstaatlichen Institutionen und insbesondere die Ko-
härenz der familienpolitischen Maßnahmen stärkere Beachtung fi nden würden (z.B. 
Leitner/Wroblewski 2006).

3.2 Rollenkompatibilität, Geschlechtergerechtigkeit und 
De-Familialisierung

Die Veränderung des Zusammenhangs auf der Makroebene zwischen der Beteili-
gung von Frauen am Arbeitsmarkt und der Fertilität von negativ zu positiv Mitte der 
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1980er Jahre (Ahn/Mira 2002; Rindfuss et al. 2003; vgl. jedoch auch Castles 2003) 
regte mehrere Forscher dazu an, Theorien über die Auswirkungen der Familien-
politik auf die Fertilität und die Beschäftigung von Frauen auszuarbeiten. So argu-
mentierten beispielsweise Rindfuss und Brewster (1996), Brewster und Rindfuss 
(2000) sowie Rindfuss et al. (2003), dass die Regierungen einiger Länder mit größe-
rem Erfolg politische Maßnahmen zur Reduzierung der Rolleninkompatibilität zwi-
schen Berufstätigkeit und Elternschaft umsetzen, während sich die Institutionen in 
anderen Ländern nicht an die Beteiligung von Müttern am Arbeitsmarkt angepasst 
haben. Ihnen zufolge führt eine ausgeprägte Rolleninkompatibilität zu einer niedri-
gen Arbeitsmarktbeteiligung und Fertilität, während die Kompatibilität der Rollen 
sowohl eine hohe Beteiligung am Arbeitsmarkt als auch eine hohe Fertilität bewirkt. 
McDonald (2000a/b, 2002) behauptet hingegen, dass das Fertilitätsniveau durch 
das Ausmaß der Differenz zwischen der Geschlechtergerechtigkeit in familienorien-
tierten Institutionen (Institutionen, die Personen als Familienmitglieder behandeln, 
wie z.B. in Form der gemeinsamen Haushaltsbesteuerung) und personenzentrierten 
Institutionen (Institutionen, die Personen als Individuen behandeln, wie z.B. im Bil-
dungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt) bestimmt wird. McDonald zufolge bewegt 
sich der Grad der Geschlechtergerechtigkeit in den personenzentrierten Institutio-
nen derzeit in allen Industrieländern auf einem hohen Niveau. Laut McDonald wei-
sen die Länder, in denen die Geschlechtergerechtigkeit in den familienorientierten 
Institutionen ebenso stark ausgeprägt ist, die höchste Fertilität auf, während in Län-
dern mit einem geringen Grad der Geschlechtergerechtigkeit in familienorientierten 
Institutionen eine niedrigere Fertilität zu verzeichnen ist.

Zwischen diesen Fertilitätstheorien und dem Familialisierungs- sowie De-
Familialisierungs-Ansatz nach Esping-Andersen existieren mehrere Parallelen, wie 
auch von den Autoren selbst anerkannt wird (Rindfuss et al. 2003: 415; McDonald 
2000a: 1, 2002: 429). Tatsächlich stellen die Rollenkompatibilität und die Geschlech-
tergerechtigkeit im Grunde genommen eine versteckte De-Familialisierung dar: In 
allen Theorien wird eine Familienpolitik, die die Familie im Hinblick auf ihre Verant-
wortung für die Wohlfahrt entlastet, als zentrale Determinante für eine hohe Ferti-
lität bezeichnet. Folglich kann die These der Rolleninkompatibilität ebenso wie die 
Theorie der Geschlechtergerechtigkeit auf eine sehr ähnliche Art und Weise kritisiert 
werden wie die These der De-Familialisierung. So veranschaulichen beispielsweise 
alle drei Theorien im Wesentlichen Pfau-Effi ngers Beschreibung (vgl. Abschnitt 2) 
eines evolutionären Ansatzes in der Sozialpolitik, bei dem die Veränderungen im 
Bereich der informellen Betreuung sowie die unterschiedlichen Entwicklungspfade 
der Wohlfahrtsstaaten außer Acht gelassen werden und stattdessen die Art der 
Förderung der Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen in den einzelnen Ländern im 
Zentrum steht. Meiner Ansicht nach wird die analytische Aussagekraft der oben 
beschriebenen Analyserahmen durch die geringe Berücksichtigung der informel-
len Betreuung sowie ihrer Organisation erheblich geschwächt. Mit anderen Wor-
ten: Die Theorien übersehen, dass ein geringer Grad der Rollenkompatibilität und 
Geschlechtergerechtigkeit in den einzelnen Ländern eine völlig andere Bedeutung 
haben kann und sich im Gegenzug unterschiedlich in der Fertilität niederschlagen 
kann. Darüber hinaus können die Rollenkompatibilität und die Geschlechtergerech-
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tigkeit mit verschiedenen Mitteln gefördert werden, die sich wiederum jeweils un-
terschiedlich auf die Fertilität auswirken können.

Eine Möglichkeit, diese Probleme zu verstehen, die auf eine mangelnde Berück-
sichtigung der informellen Betreuung zurückzuführen sind, ist die Betrachtung die-
ser Theorien vor dem Hintergrund des oben beschriebenen Analyserahmens von 
Leitner (2003). Um die Argumentation mit wenigen Worten zu wiederholen: Leitner 
unterscheidet jeweils zwischen einer starken und schwachen De-Familialisierung 
sowie Familialisierung. Daraus resultiert ein Analyseraster, das eine Klassifi zierung 
der Familienpolitik in vier unterschiedliche Typen möglich macht (Tab. 2): eine star-
ke Familialisierung in Verbindung mit einer starken De-Familialisierung (optionaler 
Familialismus), eine schwache De-Familialisierung, jedoch starke Familialisierung 
(expliziter Familialismus), eine starke De-Familialisierung, jedoch schwache Familia-
lisierung (De-Familialismus) und eine schwache Familialisierung in Verbindung mit 
einer schwachen De-Familialisierung (impliziter Familialismus).

Wenn man die Argumente der Unterstützer der These der Rolleninkompatibilität 
sowie von McDonald im Licht des Rasters von Leitner betrachtet, ist nicht ersicht-
lich, was beispielsweise ein geringer Grad der Rollenkompatibilität und ein geringes 
Ausmaß der Geschlechtergerechtigkeit in familienorientierten Institutionen bedeu-
ten. Handelt es sich in diesem Fall um expliziten oder impliziten Familialismus, oder 
um beides? Im Grunde genommen ist der Grad der Rollenkompatibilität und Ge-
schlechtergerechtigkeit in den familienorientierten Institutionen in beiden Fälle ge-
ring; im ersten Fall unterstützt der Staat jedoch die Familie in ihrer Betreuungsfunk-
tion (expliziter Familialismus), während der Staat in dem anderen Fall mithilfe seiner 
Mittel für den Bestand der Familie sorgt (impliziter Familialismus). Ein klassisches 
Beispiel in diesem Zusammenhang wäre das geringe Kinderbetreuungsangebot in 
den konservativen Wohlfahrtsstaaten (schwache De-Familialisierung) in Verbindung 
mit einer großzügigen steuerlichen Begünstigung der männlichen Versorgerehe und 
einer gut bezahlten langen Elternzeit wie zum Beispiel in Deutschland (starke Fami-
lialisierung) sowie das Fehlen einer solchen steuerlichen Förderung in Verbindung 
mit einer kürzeren und schlecht bezahlten Elternzeit wie in Griechenland (schwache 
Familialisierung). Trotz des gemeinsamen Nenners der geringen Rollenkompatibi-
lität, De-Familialisierung und Geschlechtergerechtigkeit erscheint es logisch, dass 
sich die Familienpolitik in diesen beiden Ländern unterschiedlich in der Fertilität 
niederschlägt.

Dieselbe Logik gilt für den steigenden Grad der De-Familialisierung: Die The-
orien der Rolleninkompatibilität und Geschlechtergerechtigkeit gehen davon aus, 

Tab. 2: Familialismus-Analyserahmen nach Leitner (2003)
 

Familialisierung De-Familialisierung 
 Stark Schwach 

Stark Optionaler Familialismus Expliziter Familialismus 
Schwach De-Familialismus Impliziter Familialismus 

Quelle: Leitner (2003: 358), Tabelle 1.
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dass jede Steigerung der Rollenkompatibilität oder Geschlechtergerechtigkeit in 
den familienorientierten Institutionen eine höhere Fertilität begründet. Dabei ist 
jedoch unklar, ob sich eine Zunahme der De-Familialisierung einerseits bzw. der 
Familialisierung andererseits auf unterschiedliche Weise oder in einem unterschied-
lichen Maß auf die Fertilität auswirken. So bewirkt zum Beispiel eine Erhöhung des 
Kinderbetreuungsangebots einen Anstieg des Grades der Rollenkompatibilität und 
Geschlechtergerechtigkeit in familienorientierten Institutionen (starke De-Familiali-
sierung), doch wirkt sich dieser Anstieg auf eine ähnliche Weise und in einem ähnli-
chen Maß auf die Fertilität aus wie eine Verlängerung der Elternzeit bzw. Erhöhung 
des Elterngeldes (starke Familialisierung)?

Diese Probleme stellen natürlich nicht die Kernaussagen der Befürworter dieser 
Theorien im Hinblick auf die positiven Auswirkungen einer großzügigen Vereinbar-
keitspolitik auf die Fertilität in Frage. Eine Konkretisierung dieser Theorien könnte 
jedoch unser Verständnis der kausalen Zusammenhänge zwischen Familienpolitik 
und Fertilität und somit der landesspezifi schen Unterschiede in Bezug auf die Fer-
tilität vertiefen.

4 Der Weg zu einem integrierten Ansatz

Die Einführung des genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsansatzes in die demogra-
fi schen Reproduktionstheorien könnte neue Erkenntnisse im Hinblick auf das ge-
nerative Verhalten liefern. Doch auch wenn die zuvor beschriebenen theoretischen 
Fertilitätsanalyseraster zu einem deutlich besseren Verständnis der Auswirkungen 
von Mikro- und Makrofaktoren auf die Fertilität beigetragen haben, liefert keiner 
von ihnen eine umfassende Erklärung für die unterschiedlichen Fertilitätsniveaus 
in den einzelnen Ländern. Somit ist die Frage legitim, ob nicht ein weiterer Schritt 
in Richtung einer kombinierten Theorie unternommen werden sollte. Eine der zahl-
reichen Möglichkeiten eines integrierten Ansatzes wird im Folgenden erläutert. Der 
Vorschlag, Elemente beider Forschungsdisziplinen miteinander zu kombinieren, ist 
nicht neu; vergleichbare Gedankengänge fi nden sich beispielsweise bei McDaniel 
(1996), Neyer (2006) sowie bei González und Jurado-Guerrero (2006). Der Ansatz 
dieses Beitrages unterscheidet sich jedoch von den früheren Versuchen dadurch, 
dass auch die heterogenen Präferenzen von Frauen berücksichtigt werden und die 
Art und Weise, in der diese Präferenzen in den einzelnen Wohlfahrtsstaaten zu un-
terschiedlichen Entscheidungen in puncto Beruf und Familie führen, systematisch 
diskutiert wird.

4.1 Von Präferenzen zu Lebensverlaufsstrategien

Der Präferenz-Theorie von Hakim zufolge (1998, 2000, 2002, 2003a/b) haben Frauen 
heute infolge einer Reihe historischer Veränderungen, die zu einem neuen Szena-
rio beigetragen haben (kontrazeptive Revolution, Revolution der Chancengleichheit, 
Zunahme der Büroberufe, Beschäftigungsmöglichkeiten für Zweitverdiener und die 
wachsende Bedeutung von Einstellungen, Werten sowie persönlichen Präferenzen 
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im Hinblick auf Entscheidungen in Bezug auf den eigenen Lebensstil), immer besse-
re Chancen, das Leben zu führen, das sie sich vorgestellt haben. Somit lassen sich 
sowohl die Unterschiede in der Fertilität als auch die Teilnahme am Erwerbsleben 
von Frauen anhand der Heterogenität ihrer Lebensstil-Präferenzen im Hinblick auf 
Beruf und Familie erklären.

Hakim behauptet außerdem, dass sich Frauen anhand ihrer Präferenzen in drei 
verschiedene Gruppen unterteilen lassen: die Hauptgruppe (40-80 % der weibli-
chen Bevölkerung) setzt sich aus adaptiven Frauen zusammen, die entweder Beruf 
und Familie miteinander kombinieren wollen, ohne einem von beiden einen Vor-
rang einzuräumen, oder keine Pläne hinsichtlich ihres Lebensverlaufs haben und 
sich treiben lassen, ohne eine klare Vorstellung von ihrem Leben zu haben. Die-
se Frauen sind sehr leicht zu beeinfl ussen, z.B. durch arbeits- und sozialpolitische 
Maßnahmen, da sich diese auf die Arbeitsmarktbedingungen und den Grad der 
Rollenkompatibilität auswirken. Für eine Minderheit der Frauen (10-30 % der weib-
lichen Bevölkerung) kommt die Familie an erster Stelle. Diese Frauen wollen sich 
in erster Linie der Tätigkeit als Hausfrau widmen und haben normalerweise eine 
große Familie. Die Beschäftigungspolitik hat keine Auswirkung auf ihre berufl ichen 
Entscheidungen (da sie es vorziehen, nicht zu arbeiten, zumindest solange ihre Kin-
der klein sind), ihre Fertilität ist jedoch teilweise von sozialpolitischen Maßnahmen 
abhängig, weil sich diese auf das Familieneinkommen auswirken, das im Gegenzug 
die Fertilität beeinfl usst. Der letzten Gruppe gehört eine Minderheit von Frauen an 
(ebenfalls 10-30 % der weiblichen Bevölkerung), für die der Beruf im Mittelpunkt 
steht. Für diese Frauen steht die Arbeit an erster Stelle und sie bekommen nur dann 
Kinder, wenn sie diese mit ihrer berufl ichen Tätigkeit in Einklang bringen können. 
Folglich und im Gegensatz zu den beiden anderen Frauengruppen sind berufsorien-
tierte Frauen nicht sehr empfänglich für sozial- oder familienpolitische Maßnahmen. 
Die Größe der Präferenz-Gruppen variiert zwischen den einzelnen Ländern, da die 
politischen Ansätze normalerweise eine Gruppe von Frauen auf Kosten der ande-
ren unterstützt. Hakim zufolge ist dies der Grund für eine niedrige Fertilität; wenn 
Frauen im Hinblick auf ihren bevorzugten Lebensstil keine Unterstützung durch den 
Staat erfahren, bekommen sie weniger Kinder als sie eigentlich möchten.

Diese Präferenz-These stellte sich jedoch sowohl in der Theorie als auch in der 
Praxis als problematisch heraus. So warfen beispielsweise mehrere Forscher Ha-
kim vor, zu ignorieren, dass sich die Beschäftigungsmuster von Frauen nicht allein 
anhand von Präferenzen erklären lassen, sondern dass die Berufsorientierung von 
Frauen die Summe verschiedener nationaler und kultureller Chancen sowie Zwänge 
darstellt (Crompton/Harris 1998a/b; McRae 2003a/b). Pfau-Effi nger (2004) betonte 
außerdem, dass Hakim nicht klarstelle, warum sich Frauen für einen anderen beruf-
lichen Werdegang entscheiden als ihre Präferenzen nahelegen, warum überhaupt 
erst unterschiedliche Präferenzen entstehen und warum eine Frau eine Präferenz-
Gruppe den anderen vorzieht. Außerdem gestaltet sich eine Abgrenzung der einzel-
nen Gruppen voneinander auf theoretischer Ebene schwierig (McRae 2003a: 333), 
während es sich auf praktischer Ebene als problematisch herausgestellt hat, die 
Gruppen anhand des vorhandenen Erhebungsmaterials voneinander zu unterschei-
den (Hakim 2003c). Die Studien stützen die These, dass sich Präferenzen zumindest 
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in einem gewissen Umfang auf die Beschäftigungsmuster von Frauen auswirken, be-
tonen jedoch auch die Interaktion zwischen Präferenzen und Zwängen (Doorewaard 
et al. 2004; Crompton/Lyonette 2005; Kan 2007; Kangas/Rostgaard 2007; Debacker 
2008; Gash 2008) sowie den komplexen Zusammenhang zwischen der Meinungs-
bildung und dem Verhalten (Steiber/Haas 2009). Darüber hinaus ist in den meisten 
Ländern nur eine geringe Übereinstimmung zwischen dem Beschäftigungsstatus 
und den berufl ichen Präferenzen von Müttern mit Kindern im Vorschulalter zu be-
obachten (Beets et al. 1997; Evans/Kelley 2001; Hakovirta/Salin 2006; Wall 2007). 
Und die Daten lassen außerdem darauf schließen, dass Frauen, die ein oder zwei 
Kinder haben möchten, in den meisten Fällen einer berufl ichen Tätigkeit nachgehen 
wollen, während Frauen, die sich eine größere Familie wünschen, sich häufi ger auf 
die Tätigkeit als Hausfrau konzentrieren oder eine Teilzeitbeschäftigung ausüben 
wollen (Lee/Gramotnev 2006). Vitali et al. (2009) kommen im Gegenzug zu dem Er-
gebnis, dass in den europäischen Ländern ein Zusammenhang zwischen den Prä-
ferenzen in puncto Beruf und Familie und dem tatsächlichen generativen Verhalten 
existiert, während zwischen den Präferenzen und der gewünschten Familiengröße 
kein Zusammenhang zu beobachten ist.

Obwohl also feststeht, dass weitere Untersuchungen notwendig sind, um die 
Lebensstil-Präferenzen von Frauen besser verstehen zu können, lassen die vor-
liegenden Daten die Annahme zu, dass Frauen, wie von Hakim vertreten, unter-
schiedliche Präferenzen in puncto Familie und Beruf haben. Außerdem erscheint die 
These vertretbar, Frauen anhand dieser Präferenzen in drei unterschiedliche Grup-
pen (familienorientierte, adaptive und berufsorientierte Frauen) zu unterteilen. Der 
Ausgangspunkt für den Analyserahmen liegt somit darin, dass Frauen – wie Hakim 
behauptet – heterogene Präferenzen haben. Eine der Stärken dieses Ansatzes ist die 
Anerkennung der Tatsache, dass Frauen innerhalb eines Landes sowie in verschie-
denen Ländern nicht als eine homogene Gruppe mit identischen Wünschen behan-
delt werden sollten, sondern dass – beispielsweise im Hinblick auf die öffentliche 
Politik – unterschiedliche Reaktionen zu erwarten sind. Darüber hinaus ist die The-
orie für die Identifi zierung der unterschiedlichen Gruppen hilfreich und ermöglicht 
eine Abschätzung ihrer relativen Größe in den einzelnen Ländern.

Doch auch wenn die Annahme, dass Frauen heterogene Präferenzen besitzen, 
berechtigt ist, lässt der vorstehende Literaturüberblick erkennen, dass die Stärke 
des Einfl usses dieser Präferenzen auf das Verhalten keineswegs bekannt ist. Die 
Ergebnisse der genannten Studien belegen allerdings auch die Heterogenität von 
Frauen im Hinblick auf Beruf und Familie. Mit der Heterogenität des Verhaltens be-
fasst sich beispielweise Bernhardt (2000: 10), der die Frauen anhand ihrer „Lebens-
verlaufsstrategie in Bezug auf Familie“ in drei verschiedene Gruppen unterteilt. Die 
erste dieser Strategien, die „Karrierestrategie“, wird von Frauen gewählt, die eine 
anspruchsvolle berufl iche Laufbahn verfolgen. In Anbetracht ihrer berufl ichen Ein-
bindung bleiben Frauen, die sich für die Karrierestrategie entschieden haben, oft 
kinderlos oder bekommen lediglich ein Kind. Die zweite Gruppe von Frauen ent-
scheidet sich Bernhardt zufolge für die „Kombinationsstrategie“, d.h. diese Frauen 
wollen berufstätig bleiben, sind jedoch auch dazu bereit, weniger zu arbeiten, wenn 
sie Kinder bekommen. Bernhardt zufolge bekommen diese Frauen außerdem in ei-
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ner familienfreundlichen Gesellschaft mehr Kinder. Die dritte Gruppe von Frauen 
wählt schließlich die „Hausfrauenstrategie“, d.h. sie wollen nach der Geburt ihres 
ersten Kindes dauerhaft oder zumindest für einen langen Zeitraum als Hausfrau 
tätig sein. Die Frauen, die dieser Gruppe angehören, bekommen in der Regel auch 
mehr Kinder als diejenigen, die sich für die Karriere- oder Kombinationsstrategie 
entschieden haben.

Angesichts der Belege für bzw. gegen die Präferenz-Theorie sowie für die Hete-
rogenität der Entscheidungen von Frauen in Bezug auf Familie und Beruf erscheint 
die Annahme plausibel, dass die präferierten Lebensstile gewissen Zwängen un-
terliegen. In gleicher Weise kann davon ausgegangen werden, dass Frauen infolge 
der Zwänge und Präferenzen unterschiedliche Lebensstile im Hinblick auf Beruf und 
Familie wählen müssen und somit – zumindest grob gesagt – entweder die Kar-
rierestrategie, die Kombinationsstrategie oder die Hausfrauenstrategie in die Tat 
umsetzen. Die von Bernhardt entwickelten unterschiedlichen Kategorien sind gut 
geeignet, da ein direkter Zusammenhang zwischen den unterschiedlichen Präfe-
renzen und den Strategie-Gruppen existiert: Familienorientierte Frauen bevorzugen 
die Hausfrauenstrategie, adaptive Frauen die Kombinationsstrategie und berufsori-
entierte Frauen die Karrierestrategie. Da die Präferenzen jedoch eine wichtige De-
terminante der Wahl des Lebensstils bleiben, kann außerdem davon ausgegangen 
werden, dass eine Frau, die sich mit gewissen Zwängen konfrontiert sieht und sich 
für eine Lebensverlaufsstrategie entscheiden muss, die nicht ihrer ursprünglichen 
Präferenz entspricht, die Strategie wählen wird, die ihren ursprünglichen Wünschen 
am nächsten kommt. Mit anderen Worten: Eine familienorientierte Frau, die nicht 
dazu in der Lage ist, die Hausfrauenstrategie in die Tat umzusetzen, wird nur in 
besonderen Einzelfällen die Karrierestrategie an Stelle der Kombinationsstrategie 
wählen.

Um die oben nahegelegten Zusammenhänge zu verstehen, ist eine Betrachtung 
unter dem Aspekt der Verteilung hilfreich (Abb. 1). Hakim geht im Grunde davon 
aus, dass die Präferenzen der Frauen von extrem familienorientiert bis äußerst be-
rufsorientiert variieren, und dass innerhalb dieser Bandbreite drei unterschiedliche 
Gruppen von Frauen unterschieden werden könnten. Hakims Theorie zufolge kön-
nen diese drei Gruppen die wichtigsten Unterschiede zwischen Frauen erfassen, 
wobei es grundsätzlich möglich ist, die weibliche Bevölkerung in eine noch größere 
Anzahl von Gruppen zu unterteilen (z.B. zehn Gruppen auf der Basis von Dezilen). 
Hakim präsentiert darüber hinaus eine Reihe von Anhaltspunkten hinsichtlich der 
Schiefe der Verteilung (der relativen Größe der unterschiedlichen Gruppen). Ihrer 
Meinung nach ist im Grunde genommen jede Kombination möglich, von einer po-
sitiv schiefen Verteilung, bei der 30 % der Frauen familienorientiert, 60 % adaptiv 
und 10 % berufsorientiert sind, bis zu einer negativ schiefen Verteilung mit 10 % fa-
milienorientierten, 60 % adaptiven und 30 % berufsorientierten Frauen. Sie nimmt 
jedoch keine Stellung in Bezug auf die Wölbung (wie stark die zu erwartende Homo-
genität der Frauen in den einzelnen drei Gruppen ausfällt).

In ähnlicher Weise können wir die Lebensverlaufsstrategien von Frauen als eine 
Verteilung betrachten, an deren einem Ende Frauen zu fi nden sind, die im Grun-
de genommen niemals berufstätig sind (die Hausfrauenstrategie in ihrer extremen 
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Form), während am anderen Ende die Frauen zu fi nden sind, die durchgehend ei-
ner Vollzeitbeschäftigung nachgehen (die Karrierestrategie in ihrer extremen Form). 
Und zwischen diesen beiden Extremen befi nden sich Frauen, die ihre Zeit auf un-
terschiedliche Weise zwischen Familie und Beruf aufteilen. Im Gegensatz zu Hakim 
präsentiert Bernhardt keine zahlenmäßigen Theorien im Hinblick auf die Verteilung 
der Frauen. Die Form der Verteilung (d.h. die Größe der einzelnen Gruppen von 
Frauen ebenso wie die Homogenität innerhalb der Gruppen) sowohl in Bezug auf 
die Präferenzen als auch die Lebensverlaufsstrategien bedarf letzten Endes natür-
lich einer empirischen Analyse.

Ich schlage vor, diese beiden Theorien bzw. Verteilungen miteinander zu ver-
binden. Wenn Entscheidungen in Bezug auf Beruf und Familie allein von den Prä-
ferenzen abhängig wären, würde die Verteilung auf der Grundlage von Präferenzen 
genauso aussehen wie die Verteilung auf Basis der gewählten Lebensverlaufsstra-
tegie. Doch infolge unterschiedlicher Beschränkungen, die mit einer Einschränkung 
der Chancen von Frauen verbunden sind, ist die Verteilung der Präferenzen und 
Lebensverlaufsstrategien nicht kongruent. Im Folgenden werde ich aufzeigen, dass 
sich die Familienpolitik ebenso wie die Haushaltsressourcen erheblich auf den Über-
gang der Verteilung von Präferenzen in die Verteilung von Lebensverlaufsstrategien 
auswirken.

4.2 Wohlfahrtsstaatliche Politik, Haushaltsressourcen und Wahl der 
Lebensverlaufsstrategie von Frauen

Welche Kontextfaktoren unterstützen oder behindern Frauen bei der Umsetzung 
ihrer Präferenzen und beeinfl ussen somit den Übergang der Verteilung von Präfe-
renzen in die Verteilung von Lebensverlaufsstrategien? Wohlfahrtsstaatsforscher, 
Arbeitsmarktexperten und Demografen haben aufgezeigt, dass etwa das Steuer-
system (Gustafsson 1992; Dingeldey 2001; Apps/Rees 2004), die Elternzeitbestim-

Abb. 1: Von Präferenzen zu Lebensverlaufsstrategien

Quelle: Eigene Darstellung
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mungen (Rönsen 2004; Andersson et al. 2006; Lalive/Zweimüller 2009), das Kinder-
betreuungsangebot (Oláh 2003; Uunk et al. 2005; Baizán 2009) und das Angebot 
an Teilzeitstellen (Del Boca 2002; Lewis et al. 2008) die Beteiligung von Frauen am 
Arbeitsmarkt sowie ihre Fertilität beeinfl ussen und die Chancenstrukturen prägen. 
Diese Makrofaktoren wirken sich möglicherweise sowohl auf die Anzahl der Frauen 
aus, die sich für eine bestimmte Strategie entscheiden, als auch auf die Art und 
Weise der Umsetzung der jeweiligen Strategie. So könnten beispielsweise einige 
adaptive Frauen die längerfristige Ausübung einer Teilzeitbeschäftigung als ein Mit-
tel zur Umsetzung der Kombinationsstrategie betrachten, während andere adaptive 
Frauen dieselbe Strategie in die Tat umsetzen, indem sie eine sehr lange Elternzeit 
nehmen. Da sich die Wohlfahrtsstaaten außerdem hinsichtlich ihrer Familienpolitik 
erheblich voneinander unterscheiden, ist die Annahme begründet, dass sich die Prä-
ferenzverteilungen in den einzelnen Ländern auf unterschiedliche Weise und in un-
terschiedlichem Ausmaß in Verteilungen von Lebensverlaufsstrategien umwandeln.

Wichtig für die Entscheidungen von Frauen sind neben der wohlfahrtsstaatli-
chen Politik auch die Haushaltsressourcen wie fi nanzielle Mittel (Lohn, Einkommen, 
Erbschaft) und die Anzahl der Familienmitglieder und Verwandten, die die Mutter 
bei der Kinderbetreuung unterstützen können. So kann es beispielsweise vom Fa-
milieneinkommen abhängen, ob sich die Familie eine qualitativ hochwertige Kin-
derbetreuung leisten kann, wohingegen die Betreuung durch Familienmitglieder 
besonders dann für berufstätige Mütter wichtig ist, wenn die Förderung der Kinder-
betreuung durch den Wohlfahrtsstaat unzureichend oder die Kinderbetreuung teuer 
ist. Und schließlich kann sogar die Mutterschaft selbst als Zwang fungieren. So kann 
eine adaptive Mutter die Kombinationsstrategie unter bestimmten Umständen (wie 
z.B. eine kostenintensive Kinderbetreuung) möglicherweise in Verbindung mit Teil-
zeitarbeit umsetzen, doch nachdem sie ihr zweites Kind bekommen hat, wird diese 
Strategie zu kostspielig und sie muss sich stattdessen für die Tätigkeit als Hausfrau 
entscheiden.

Tabelle 3 enthält Daten für ausgewählte Länder in Bezug auf die zuvor genannten 
Variablen (mit Ausnahme von Teilzeitbeschäftigung, da Indikatoren für Teilzeitarbeit 
die Anzahl der Frauen erfassen, die in Teilzeit arbeiten, anstelle des tatsächlichen 
Angebots an Teilzeitstellen). Die Dauer der bezahlten Elternzeit in Wochen (Spalte 1) 
sowie die maximale Dauer der Elternzeit der Mutter (Spalte 2) lassen insbesondere 
Rückschlüsse zu, ob und wie die Entscheidungen adaptiver Frauen – und somit die 
Kombinationsstrategie – unterstützt werden: Je länger die Dauer der Elternzeit ist 
und je höher das Elterngeld ausfällt, desto besser wird die Umsetzung der Kombina-
tionsstrategie durch lange Phasen ohne berufl iche Tätigkeit gefördert. Je kürzer die 
Elternzeit ist und je niedriger das Elterngeld ausfällt, desto eingeschränkter ist die 
Unterstützung der Kombinationsstrategie mit langen berufl ichen Pausen, und umso 
höher sind die Anreize für die Umsetzung der Karrierestrategie, der Hausfrauenstra-
tegie oder der Kombinationsstrategie in Verbindung mit einer Teilzeitbeschäftigung. 
Da berufsorientierte Frauen mit Kindern aller Voraussicht nach so schnell wie mög-
lich wieder arbeiten möchten, ist die Wahrscheinlichkeit nicht hoch, dass sich die 
Großzügigkeit des Elterngeldes oder die maximale Dauer der Elternzeit erheblich 
auf ihre Entscheidungen auswirken wird, da ja alle Länder zumindest eine kurze 
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Elternzeit ermöglichen. Hausfrauen profi tieren hingegen wahrscheinlich von einer 
langen, großzügig vergüteten Elternzeit.

Die Anmeldezahlen in Betreuungseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren 
(Spalte 3) sowie die durchschnittlich in einer Kindertagesstätte verbrachten Stun-
den (Spalte 4) ermöglichen im Gegenzug Rückschlüsse auf die Unterstützung adap-
tiver sowie berufsorientierter Frauen durch den Staat: Je höher die Anmeldezahlen 
und die Anzahl der Betreuungsstunden sind, desto intensiver werden die Kombina-
tions- sowie die Karrierestrategie in Verbindung mit Kindern gefördert. Je niedriger 
die Anmeldezahlen und die Anzahl der Betreuungsstunden ausfallen, desto höher 
ist der Anreiz für berufsorientierte Frauen, kinderlos zu bleiben. Und je niedriger 
die Anmeldezahlen und die Anzahl der Betreuungsstunden sind, desto stärker ist 
die Motivation für adaptive Frauen, entweder die Kombinationsstrategie in die Tat 
umzusetzen, indem sie weniger Kinder bekommen (da es schwierig werden könnte, 
für mehrere Kinder eine formelle oder informelle Betreuungsmöglichkeit zu fi nden), 
oder die Hausfrauen- bzw. Karrierestrategie zu wählen. Das heißt, wenn sich die 
Umsetzung der Kombinationsstrategie zu schwierig gestaltet oder gar unmöglich 
ist, müssen sich adaptive Frauen möglicherweise zwischen zwei Alternativen ent-
scheiden: Kinder zu bekommen und auf die Berufstätigkeit zu verzichten oder gar 
keine Familie zu gründen und berufstätig zu bleiben.

Der Aufbau des Steuersystems lässt insbesondere erkennen, ob familienori-
entierte und adaptive Frauen gefördert werden und falls ja, in welcher Form. Der 
Steuersatz für eine Familie, bei der nur einer der Partner einer Vollzeitbeschäfti-
gung nachgeht (Spalte 6), ist ein Indikator für das verfügbare Familieneinkommen: 
Je niedriger der Steuersatz ist, desto höher fällt das verfügbare Einkommen einer 
Alleinverdienerfamilie aus und umso besser stehen die Chancen für die Hausfrau-
en- oder Kombinationsstrategie mit langen berufl ichen Pausen. Und je höher der 
Steuersatz ist, umso größer ist der Druck auf den Zweitverdienenden, ebenfalls 
eine Beschäftigung auszuüben, und umso stärker wird die Kombinationsstrategie 
in Verbindung mit einer Teilzeitbeschäftigung gefördert. Für die Berechnung der 
Familienbegünstigung (Spalte 7) wird der Steuersatz aus Spalte 6 durch den Steu-
ersatz eines kinderlosen Singles geteilt (vgl. Sainsbury 1999). Je mehr sich das Er-
gebnis dem Wert 1 nähert, desto weniger wird das Alleinverdienermodell oder mit 
anderen Worten die Hausfrauen- bzw. Kombinationsstrategie in Verbindung mit ei-
ner längeren Unterbrechung der Berufstätigkeit gefördert. Gleichermaßen gilt der 
Grundsatz, je weiter das Ergebnis vom Wert 1 entfernt ist, desto intensiver ist die 
Förderung der Hausfrauen- und Kombinationsstrategie in Verbindung mit längeren 
berufl ichen Pausen. Außerdem (Spalte 8 und 9) untersuchen wir, angelehnt an die 
OECD (2001: 142), wie stark das Nettoeinkommen einer Familie mit zwei Kindern 
und einem Durchschnittseinkommen (100-0) ansteigt, wenn der andere Partner eine 
vollzeitferne Teilzeitbeschäftigung (100-33) ausübt oder einer vollzeitnahen Teilzeit-
arbeit (100-67) nachgeht. Je näher der Anstieg des Nettoeinkommens dem Anstieg 
des Bruttoeinkommens kommt (jeweils 133 und 167), desto stärker ist der Anreiz 
für den Zweitverdienenden, ebenfalls einer Beschäftigung nachzugehen, und umso 
stärker wird die Umsetzung der Kombinationsstrategie in Verbindung mit einer be-
rufl ichen Tätigkeit gefördert. Und je geringer der Einkommensanstieg ausfällt, desto 
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größer ist der Anreiz für die Hausfrauen- oder Kombinationsstrategie mit längeren 
berufl ichen Pausen.

In Bezug auf die Haushaltsressourcen liegen nur wenige passende Makrodaten 
vor, weshalb ausschließlich die Nettokosten der Kinderbetreuung als Anteil des 
Haushaltseinkommens einer Doppelverdienerfamilie mit zwei Kindern berücksich-
tigt wurden (Spalte 5). Die Kinderbetreuungskosten lassen wahrscheinlich gewisse 
Rückschlüsse zu, wie stark die Strategieentscheidungen adaptiver und berufsori-
entierter Frauen insbesondere vom Haushaltseinkommen beeinfl usst werden: Je 
höher die Kosten ausfallen, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Ent-
scheidungen durch das Einkommen bestimmt werden. So könnten beispielsweise 
adaptive Frauen mit einem geringen Gehalt dazu angeregt werden, als Hausfrau 
tätig zu sein, wenn sich eine berufl iche Tätigkeit infolge der Kosten der Kinderbe-
treuung nicht lohnen würde.

In Tabelle 4 sind die Auswirkungen der unterschiedlichen Chancenstrukturen 
dargestellt. Auch wenn sich die vorgestellte Theorie auf die Heterogenität von Frau-
en konzentriert und eigentlich mit Hilfe von Längsschnittdaten auf der Mikroebene 
untersucht werden sollte, sind einige Trends auch anhand der Makrodaten zu er-
kennen. Die Beschäftigungsmuster von Familien mit dem jüngsten Kind im Alter 
zwischen 3 und 5 Jahren (Spalte 1-4), liefern Informationen über die tatsächlichen 
Entscheidungen von Frauen im Hinblick auf Beruf und Familie. Der alters- und pa-
ritätsspezifi sche Fertilitätsindex PATFR (oder TFR) sowie PATFR1 (oder TFR1) (Spal-
te 5-6) hingegen gibt die Höhe der zusammengefassten Geburtenziffer und der 
Erstgeburtenziffer an. Und schließlich gibt der Anteil der Lebendgeburten nach Ge-
burtenfolge (Spalte 7-9) weiteren Aufschluss über Fertilitätstrends.

Für die Organisation der Daten sowie die Diskussion wird die Typologie von 
Esping-Andersen verwendet. Wie die Analyse der Literatur aus dem Bereich der 
genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung in Abschnitt 2 gezeigt hat, gibt es 
keinen Konsens im Hinblick auf die Gruppierung der einzelnen Länder anhand ihrer 
Familienpolitik. Doch angesichts der Tatsache, dass sich die Ergebnisse verschiede-
ner Studien aus den letzten beiden Jahrzehnten relativ stark mit der Typologie von 
Esping-Andersen überschneiden, wird sein Rahmen in diesem Beitrag der Klarheit 
halber verwendet.

4.2.1 Sozialdemokratische Länder

Die Familienpolitik in den sozialdemokratischen Ländern unterstützt die Kombina-
tions- und Karrierestrategie auf Kosten der Hausfrauenstrategie. Adaptive Frauen 
genießen großzügige Elternzeitregelungen, die den Müttern die Möglichkeit geben, 
für einen längeren Zeitraum zu Hause zu bleiben, ohne sich darüber Sorgen ma-
chen zu müssen, dass sie ihren Job verlieren könnten (die bezahlte Elternzeit va-
riiert zwischen etwa 32 Wochen in Dänemark und fast 39 Wochen in Norwegen, 
wobei die Dauer der unbezahlten Elternzeit – insbesondere in Finnland und Norwe-
gen – noch großzügiger bemessen ist). Gleichzeitig können Mütter dank eines aus-
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reichenden und bezahlbaren Kinderbetreuungsangebots4 ihre berufl iche Tätigkeit 
ohne Probleme bei der Organisation der Kinderbetreuung sowie unabhängig von 
ihrem Haushaltseinkommen wieder aufnehmen. Adaptive Frauen können daher ihre 
Berufstätigkeit und die gewünschte Kinderzahl relativ gut miteinander in Einklang 
bringen, auch wenn sie möglicherweise mit Zwängen – etwa in Form eines sehr 
begrenzten lokalen Angebots an Teilzeitarbeitsplätzen – konfrontiert werden, die in 

4 Die Anmeldezahlen in Finnland fallen deutlich niedriger aus; entsprechend der fi nnischen Ge-
setzgebung sind die Gemeinden jedoch dazu verpfl ichtet, für alle Kinder unter drei Jahren einen 
Betreuungsplatz vorzusehen (Välimäki/Rauhala 2000). Die niedrigen Anmeldezahlen lassen da-
her nicht auf ein geringes Angebot schließen, sondern deuten vielmehr auf eine eingeschränkte 
Inanspruchnahme.

Tab. 4: Indikatoren für Beschäftigungsmuster und Fertilität

 
Beschäftigungsmuster in Familien, deren 

jüngstes Kind 3-5 Jahre alt ist (%)a 
Geburtenziffer Anteil der 

Lebendgeburten 
nach Geburtenfolgef 

 

Beide 
Elternteile 
arbeiten in 

Vollzeit 

Ein Eltern-
teil arbeitet 
in Vollzeit 

Ein Elternteil 
arbeitet in 

Vollzeit, der 
andere in 
Teilzeit 

Sonstige Zusammen-
gefasst 

Erst-
geburten 

1 2 3+ 

 1 2 3 4 5 6 7 8 9 

Sozialdemokratisch         
Dänemark - - - - 1,84e - 43 37 20 
Finnland 63 19 12 7 1,87b 0,79b 42 33 25 
Norwegen - - - - 1,98c 0,87c 43 35 21 
Schweden 33 15 43 9 1,94b 0,87b 45 36 19 

Konservativ          
Österreich 15 27 51 8 1,41b 0,73b 47 35 18 
Belgien 32 23 36 9 1,86e - - - - 
Frankreich 46 24 22 8 1,99e - - - - 
Deutschland 13 30 47 10 1,38d 0,68d 49d 34d 17d 
Griechenland 47 44 6 3 1,52c 0,74c 47 38 15 
Italien 30 42 22 6 1,41e - - - - 
Niederlande 4 20 62 14 1,79b 0,83b 45 37 18 
Portugal 67 22 7 4 1,41b 0,86b 53 35 11 
Spanien 38 40 17 5 1,39c 0,77c 57 33 10 

Liberal          
Australien 21 30 40 9 1,90e - - - - 
Kanada - - - - 1,67b 0,78b - - - 
Irland - - - - 2,07e - - - - 
GB 19 28 43 11 1,94e - - - - 
USA - - - - 2,14b 0,88b - - - 

Anmerkungen: a Daten ungefähr für 2007; b PATFR-Daten für 2009, in Bezug auf Kanada 
und die USA jedoch für 2007; c TFR-Daten für 2009; d TFR-Daten für 2008; e TFR-Daten für 
2009; f Daten für 2008, in Bezug auf Dänemark jedoch für 2005.

Quelle: a, e, f OECD (2012); b Human Fertility Database (2012); c eigene Berechnungen auf 
der Grundlage von Eurostat-Daten (2012); d Kreyenfeld et al. (2010).
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Kombination mit den Präferenzen im Hinblick auf die gewünschte Familiengröße, 
den Kosten von Kindern sowie dem Haushaltseinkommen eine Einschränkung ihrer 
Fertilität bewirken. Darüber hinaus können berufsorientierte Frauen insbesondere 
aufgrund des hohen Angebots bezahlbarer Betreuungsangebote Kinder bekom-
men, ohne dass die Mutterschaft ihre Lebensverlaufspläne übermäßig beeinträch-
tigen muss, weshalb sich die Anzahl kinderloser Frauen wahrscheinlich auf einem 
niedrigen Niveau bewegt. Die Hausfrauenstrategie hingegen erfährt keine beson-
dere Unterstützung, außer in Dänemark, wo die Familienbegünstigung relativ hoch 
ausfällt und für die Beschäftigung des Zweitverdiendenden keine Anreize geboten 
werden. In anderen Ländern gestaltet sich die Umsetzung der Hausfrauenstrategie 
als teuer und schwierig, weshalb viele familienorientierte Frauen wahrscheinlich 
die Kombinationsstrategie wählen. Bei den familienorientierten Frauen, die sich für 
die Hausfrauenstrategie entscheiden, handelt es sich vermutlich entweder um eine 
Gruppe von Frauen, deren Haushaltseinkommen hoch genug ist, um ihre Tätigkeit 
als Hausfrau zu ermöglichen, oder um Frauen, die nur ein niedriges Nebeneinkom-
men erzielen oder eine Tätigkeit als Hausfrau deutlich vorziehen. In Bezug auf diese 
Frauen – wie auf Hausfrauen im Allgemeinen – kann man davon ausgehen, dass das 
Fertilitätsniveau von den Präferenzen im Hinblick auf die gewünschte Familiengrö-
ße, den direkten Kosten von Kindern sowie vom Haushaltseinkommen abhängig ist 
(wie auch im Rahmen der ökonomischen Fertilitätstheorie nahegelegt).

Hinsichtlich der Auswirkungen liegen lediglich für Finnland und Schweden Daten 
über die Beschäftigungsmuster von Frauen vor. Der relative Anteil der berufstäti-
gen Mütter fällt im länderübergreifenden Vergleich in diesen beiden Ländern am 
höchsten aus, während die Anzahl der Alleinverdienerfamilien hier am niedrigsten 
ist. Dabei ist jedoch zu beachten, dass in Finnland häufi g beide Partner in Vollzeit 
arbeiten und Teilzeitarbeit nur eine untergeordnete Rolle spielt, während die Situa-
tion in Schweden fast umgekehrt ist. In Finnland ist außerdem ein etwas größerer 
Anteil der Frauen nicht berufstätig, was wahrscheinlich auf die lange unbezahlte 
Elternzeit zurückzuführen ist. Mit anderen Worten: Die Daten legen nahe, dass Frau-
en in Schweden die Kombinationsstrategie häufi g in Verbindung mit Teilzeitarbeit 
umsetzen, während die Kombinationsstrategie in Finnland hauptsächlich durch län-
gere berufl iche Pausen gefolgt von einer Rückkehr in die Vollzeittätigkeit realisiert 
wird. Im Hinblick auf die Familiengröße verzeichnen alle vier nordischen Länder 
ein relativ hohes Fertilitätsniveau. In Dänemark fällt das Fertilitätsniveau jedoch am 
niedrigsten aus, was dem theoretischen Analyseraster widerspricht, wenn man be-
denkt, dass Dänemark für alle Frauen die größten Anreize bietet, um sich frei nach 
ihren Präferenzen zu entscheiden. Eine Erklärung für diese Diskrepanz könnten die 
Präferenzen dänischer Frauen in puncto Lebensstil und Kinderwunsch liefern. Die 
Erstgeburtenziffern bewegen sich sowohl in Norwegen als auch in Schweden auf 
einem hohen Niveau, fallen jedoch in Finnland deutlich niedriger aus. Der Anteil an 
Erstgeburten an den Gesamtgeburten ist in allen Ländern relativ gering (von 42 % 
in Finnland bis 45 % in Schweden), was darauf schließen lässt, dass viele Frauen 
mehr als ein Kind bekommen. Dabei ist außerdem zu beachten, dass insbesonde-
re in Finnland der Anteil an Geburten höherer Ordnungsfolge relativ hoch ausfällt, 
was mit dem höheren Anteil nicht berufstätiger Frauen zusammenhängen könnte: 
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Die Kombinationsstrategie in Verbindung mit einer Tätigkeit als Hausfrau begünstigt 
möglicherweise eher größere Familien als die Umsetzung der Kombinationsstrate-
gie in Verbindung mit Teilzeitarbeit.

4.2.2 Konservative Länder

Innerhalb des konservativen Clusters gibt es eine allgemeine Tendenz in Richtung 
der Hausfrauenstrategie; dementsprechend wird diese Strategie von familienori-
entierten Frauen ebenso wie von vielen adaptiven Frauen gewählt. Hausfrauen be-
kommen wahrscheinlich eine große Anzahl von Kindern, was bedeutet, dass die 
Paritäts-Progressions-Quote zu Geburten höherer Ordnungsfolge innerhalb des 
Clusters der konservativen Länder vermutlich höher ausfällt als im sozialdemokra-
tischen Cluster. Einige adaptive Frauen können die Kombinationsstrategie in die Tat 
umsetzen, benötigen jedoch bei der Betreuung ihrer Kinder in einem großen Maß 
die Unterstützung durch Freunde und Verwandte. Denn auch wenn die Kinderbe-
treuungsangebote relativ bezahlbar sind, gestaltet sich die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie infolge des knappen Angebots unabhängig vom Haushaltseinkommen 
schwierig. Folglich spielen die Haushaltsressourcen im Hinblick auf die Kinderbe-
treuung durch Verwandte und Freunde wahrscheinlich eine entscheidende Rolle. 
Wenn diese Art der Betreuung nicht möglich ist, gewinnt eine Tätigkeit als Hausfrau 
an Attraktivität. Darüber hinaus entscheiden sich die meisten berufsorientierten 
Frauen ebenso wie einige adaptive Frauen mit hoher Wahrscheinlichkeit für die Kar-
rierestrategie ohne Kinder, was sich in einem relativ hohen Grad der Kinderlosigkeit 
niederschlägt.

Auch wenn ein allgemeines gemeinsames Muster zu erkennen ist, so existieren 
doch deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern hinsichtlich der Funk-
tionsweise des Mechanismus. Sowohl in Österreich als auch in Deutschland wird 
durch das eingeschränkte Kinderbetreuungsangebot sowie sehr lange Elternzeiten 
die Hausfrauenstrategie durchgesetzt und unterstützt, und zwar auch bei den adapti-
ven Frauen. Durch das deutsche Steuersystem wird die Hausfrauenstrategie zusätz-
lich begünstigt, während das Steuersystem in Österreich die Teilzeitbeschäftigung 
fördert. Auch in Griechenland wird die Tätigkeit als Hausfrau durch das fehlende 
Betreuungsangebot gefördert, während adaptive Frauen infolge einer relativ kurzen 
bezahlten Elternzeit sogar noch weniger Unterstützung erfahren als in Österreich 
und Deutschland. Darüber hinaus bietet das Steuersystem Anreize für berufstätige 
Frauen, während Hausfrauen keine Unterstützung erhalten. Was die Auswirkungen 
betrifft, so ist in Österreich und Deutschland im Vergleich zu den sozialdemokra-
tischen Ländern ein wesentlich größerer Anteil der Mütter nicht berufstätig. Und 
die Frauen, die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, arbeiten in den meisten 
Fällen in Teilzeit, wobei Teilzeitarbeit infolge der steuerlichen Anreize in Österreich 
etwas häufi ger ausgeübt wird als in Deutschland. In Griechenland hingegen ist eine 
starke Polarisierung zwischen Müttern, die einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen, 
und denjenigen, die zu Hause bleiben, zu beobachten, während Teilzeitarbeit eine 
eher untergeordnete Rolle spielt. Die zusammengefassten Geburtenziffern sowie 
die Erstgeburtenziffern bewegen sich in allen Ländern auf einem niedrigen Niveau, 
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wobei der Anteil an Erstgeburten etwas höher ausfällt als in den sozialdemokrati-
schen Ländern. Mit anderen Worten: Die Daten lassen darauf schließen, dass zahl-
reiche Frauen die Karrierestrategie ohne Kinder wählen, während die Frauen, die 
sich für die Kombinationsstrategie entscheiden, eine geringere Anzahl an Kindern 
bekommen.

In Italien und Spanien wird die Hausfrauenstrategie in erster Linie durch eine zeit-
lich begrenzte, jedoch gut bezahlte Elternzeit in Verbindung mit einer starken steu-
erlichen Begünstigung der männlichen Versorgerehe sowohl für familienorientierte 
als auch für adaptive Frauen interessant. Gleichzeitig ist das Kinderbetreuungsan-
gebot in diesen Ländern besser als in Deutschland, Griechenland und Österreich, 
so dass für adaptive und berufsorientierte Frauen in gewisser Weise die Chancen 
steigen, ein Leben entsprechend ihrer Präferenzen zu führen. Was das tatsächliche 
Verhalten angeht, so bewegt sich der Anteil nicht berufstätiger Mütter in Italien und 
Spanien auf demselben Niveau wie in Griechenland, was wiederum darauf schlie-
ßen lässt, dass sich in diesen Ländern viele Frauen tatsächlich relativ häufi g für 
die Hausfrauen- oder Kombinationsstrategie entscheiden und längere Zeit nicht be-
rufstätig sind. Der Anteil von Frauen, die einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen, ist 
niedriger als in Österreich und Deutschland, wohingegen der Anteil der Frauen, die 
in Vollzeit arbeiten, verhältnismäßig hoch ausfällt. Während also die Frauen in Öster-
reich und Deutschland hauptsächlich durch das eingeschränkte Kinderbetreuungs-
angebot dazu gezwungen werden, die Hausfrauenstrategie in Verbindung mit einer 
Teilzeitbeschäftigung zu wählen, erhalten die Frauen in Italien und Spanien durch 
das etwas bessere Betreuungsangebot scheinbar die Möglichkeit, sich in einem 
größeren Maß für die Karrierestrategie in Verbindung mit einer Vollzeitstelle zu ent-
scheiden, wobei sie durch die kurze Elternzeit zusätzlich dazu gezwungen werden. 
Außerdem ist auffällig, dass sich sowohl die zusammengefasste Geburtenziffer als 
auch die Erstgeburtenziffer in Spanien auf einem niedrigen Niveau bewegen, wobei 
der Anteil der Geburten erster Ordnungsfolge sehr hoch ist. Anders ausgedrückt: 
Die Daten legen nahe, dass sich viele Frauen für die Karrierestrategie entscheiden, 
indem sie keine Kinder oder nur ein Kind bekommen.

Portugal weicht von den Mustern in diesen beiden Ländern ab. Auch wenn die 
Familienpolitik relativ ähnlich wie in Italien und Spanien strukturiert ist, insofern 
als die Elternzeit kurz ausfällt und das Steuersystem die männliche Versorgerehe 
begünstigt, ist das Betreuungsangebot verhältnismäßig gut. Was die Auswirkungen 
betrifft, so gehen die Mütter in Portugal sogar noch häufi ger einer Vollzeitbeschäf-
tigung nach als beispielsweise in Finnland, während sich der Anteil nicht berufstäti-
ger Frauen etwa auf demselben Niveau bewegt wie in Finnland. Teilzeitarbeit spielt 
im Gegenzug lediglich eine sehr untergeordnete Rolle. Und darüber hinaus fällt die 
Erstgeburtenziffer trotz einer niedrigen zusammengefassten Geburtenziffer relativ 
hoch aus. Es handelt sich bei mehr als 50 % der Geburten um Erstgeburten, wäh-
rend lediglich 11 % Geburten dritter oder höherer Ordnungsfolge sind. Mit anderen 
Worten: Portugiesische Frauen entscheiden sich scheinbar weitestgehend für die 
Karrierestrategie in Verbindung mit nur einem Kind.

In Belgien und Frankreich hingegen können sich familienorientierte Frauen dank 
einer steuerlichen Begünstigung der männlichen Versorgerehe für die Hausfrau-
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enstrategie entscheiden; gleichzeitig sind jedoch adaptive und berufsorientierte 
Frauen infolge des guten Angebots bezahlbarer Kinderbetreuung in beiden Ländern 
sowie angesichts der langen und gut bezahlten Elternzeit in Frankreich dazu in der 
Lage, nach ihren Präferenzen zu entscheiden. In Belgien fällt die Elternzeit jedoch 
kürzer aus, weshalb dort die Anreize für die Kombinationsstrategie in Verbindung 
mit einer Teilzeittätigkeit für adaptive Frauen stärker sind als in Frankreich. Die Be-
schäftigungszahlen zeigen, dass der Anteil nicht berufstätiger Frauen tatsächlich 
geringfügig höher ausfällt als in den sozialdemokratischen Ländern (da die Chancen 
für eine Umsetzung der Hausfrauenstrategie besser sind), jedoch niedriger als bei-
spielsweise in Österreich, Deutschland und Griechenland (da adaptive Frauen nicht 
dazu gezwungen werden, die Hausfrauenstrategie zu wählen, sondern gute Chan-
cen haben, sich für die Kombinationsstrategie zu entscheiden). Darüber hinaus üben 
in Belgien mehr Frauen eine Teilzeitbeschäftigung aus als in Frankreich, was mit den 
Anreizstrukturen der Familienpolitik übereinstimmt. Im Gegenzug lässt der höhere 
Anteil berufstätiger Mütter in Frankreich, die einer Vollzeitbeschäftigung nachge-
hen, darauf schließen, dass viele Frauen die Kombinationsstrategie in Verbindung 
mit einer längeren berufl ichen Pause und einer anschließenden Rückkehr in die Voll-
zeitbeschäftigung umsetzen. Schließlich bewegen sich die Geburtenziffern in beiden 
Ländern auf demselben Niveau wie in den sozialdemokratischen Ländern; es liegen 
jedoch bedauerlicherweise keine zuverlässigen Daten über die Höhe der Erstgebur-
tenziffer oder die Geburtenverteilung nach Ordnungsfolgen der Geburt vor.

In den Niederlanden ist eine gewisse Tendenz in Richtung der Hausfrauenstrate-
gie zu verzeichnen, die auf die Begünstigung der Familie innerhalb des Steuersys-
tems zurückzuführen ist. Im Allgemeinen fördert das Steuersystem jedoch die Teil-
zeitbeschäftigung, die relativ kurze Elternzeit bietet Anreize für adaptive Frauen, die 
Kombinationsstrategie in Verbindung mit einer Teilzeitbeschäftigung umzusetzen, 
und das Angebot an Halbtags-Betreuungseinrichtungen ist ebenso relativ hoch. 
Entsprechend fällt der Anteil nicht berufstätiger Mütter etwas niedriger aus als in 
Belgien und Frankreich, ist jedoch immer noch höher als in Schweden und bewegt 
sich auf dem gleichen Niveau wie in Finnland. Der extrem hohe Anteil an Müttern, 
die einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen (62 %), in Verbindung mit einem sehr 
geringen Anteil an Müttern, die in Vollzeit arbeiten, lässt sich jedoch nicht allein 
anhand der Anreizstrukturen erklären. Eine Möglichkeit wäre, dass die Karrierestra-
tegie bei niederländischen Müttern keine besonders beliebte Alternative darstellt, 
oder dass die Gründung einer Familie von berufsorientierten Frauen nicht sonder-
lich präferiert wird. In jedem Fall ist die starke Präferenz der Kombinationsstrategie 
jedoch vermutlich der Hauptgrund für die hohe zusammengefasste Geburtenziffer 
und Erstgeburtenziffer.

4.2.3 Liberale Wohlfahrtsstaaten

In den liberalen Ländern wird jede der drei Lebensverlaufsstrategien in gewisser 
Weise unterstützt; die Chancen der Frauen, eine Wahl entsprechend ihren Präferen-
zen zu treffen, sind jedoch in vielen Fällen von den Haushaltsressourcen abhängig. 
Die Beschränkungen werden durch die Familienbesteuerung vorgegeben, und zwar 
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durch die Förderung von Alleinverdienerfamilien sowie der Hausfrauenstrategie, 
weshalb letztere für familienorientierte Frauen leicht in die Tat umzusetzen ist. An-
gesichts einer schlecht bezahlten Elternzeit sowie fehlender öffentlicher Kinderbe-
treuungsangebote bei gleichzeitig guter Verfügbarkeit privater, kostenintensiver 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten, ist die Wahl der Lebensverlaufsstrategie adaptiver 
und berufsorientierter Frauen vermutlich in einem großen Maß von den vorhande-
nen Ressourcen der Familie abhängig. Viele adaptive Frauen können die gewünsch-
te Strategie wählen, wenn sie für ihre Kinder private, kostenpfl ichtige Betreuungs-
angebote in Anspruch nehmen (oder die Hilfe ihrer Freunde und Verwandten). Für 
die adaptiven Frauen, die sich keine private Kinderbetreuung leisten können und 
nicht von Freunden und Verwandten bei der Kinderbetreuung unterstützt werden, 
wird die Tätigkeit als Hausfrau eine attraktive Alternative. Zwar bewegen sich die 
Anmeldezahlen in den Kinderbetreuungseinrichtungen in den liberalen Ländern tat-
sächlich auf demselben Niveau wie in vielen konservativen Ländern, der Grund für 
die niedrigen Zahlen ist jedoch wahrscheinlich ein anderer. Das heißt, die niedrigen 
Anmeldezahlen in den konservativen Ländern sind möglicherweise auf das einge-
schränkte öffentliche Kinderbetreuungsangebot zurückzuführen, während sie in 
den liberalen Ländern auf eine eingeschränkte Inanspruchnahme infolge der hohen 
Kosten schließen lassen. Wegen der kurzen bezahlten Elternzeit wählen jedoch ei-
nige adaptive Frauen vermutlich die Kombinationsstrategie in Verbindung mit einer 
Teilzeitbeschäftigung, während sich einige eventuell sogar für die Karrierestrategie 
entscheiden. Schließlich können viele berufsorientierte Frauen dank des privaten 
Kinderbetreuungsangebots so viele Kinder bekommen, wie sie wünschen, so dass 
sich der Anteil kinderloser Frauen wahrscheinlich auf einem niedrigen oder – mit 
anderen Worten – auf demselben Niveau wie innerhalb des sozialdemokratischen 
Clusters bewegt. Infolgedessen ist das allgemeine Fertilitätsniveau relativ hoch. Es 
gibt allerdings einige Ausnahmen von diesen allgemeinen Mustern. So fällt insbe-
sondere in Kanada die Dauer der bezahlten Elternzeit etwas länger aus als in den 
anderen Ländern, das Steuersystem in Großbritannien begünstigt eher die kurze 
Teilzeitarbeit als die Hausfrauenstrategie und in Australien sind die Kinderbetreu-
ungskosten verhältnismäßig niedrig.

Was die Auswirkungen angeht, so gestaltet sich eine detaillierte Beschreibung 
der Situation in den liberalen Ländern schwierig, da nur sehr wenige Daten zur Ver-
fügung stehen. Die Geburtenziffern bewegen sich in allen Ländern auf einem ho-
hen Niveau, mit Ausnahme von Kanada. Daten über die Erstgeburtenziffern liegen 
lediglich für Kanada und die USA vor; sie zeigen, dass die niedrige zusammenge-
fasste Geburtenziffer in Kanada teilweise auf eine relativ niedrige Erstgeburtenziffer 
zurückzuführen ist. In den USA hingegen bewegt sich die Erstgeburtenziffer auf 
einem verhältnismäßig hohen Niveau. Die Daten zur Frauenbeschäftigungsquote 
in Australien und Großbritannien lassen im Gegenzug erkennen, dass das tatsäch-
liche Verhalten der Frauen relativ deutlich mit den Anreizstrukturen übereinstimmt. 
Entsprechend der intensiven Förderung der Hausfrauenstrategie ist der Anteil nicht 
berufstätiger Frauen ungefähr gleich hoch wie beispielsweise in Österreich und 
Deutschland. Wie angesichts der einschränkten Möglichkeiten zur Inanspruchnah-
me von Elternzeit zu erwarten, bewegt sich der Anteil der Mütter, die einer Teilzeit-
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beschäftigung nachgehen, gleichermaßen auf einem relativ hohen Niveau und lässt 
darauf schließen, dass die Kombinationsstrategie häufi g in Verbindung mit einer 
Teilzeitstelle umgesetzt wird. Außerdem auffällig ist, dass viele Mütter in Vollzeit 
arbeiten, was annehmen lässt, dass sich ein verhältnismäßig hoher Anteil von ihnen 
für die Karrierestrategie entscheidet.

5 Vertiefende Analyse der bisherigen Forschung auf dem Gebiert der 
Fertilität, Familienpolitik und Berufstätigkeit von Frauen

Wie nützlich ist der oben beschriebene Analyserahmen im Hinblick auf unser Ver-
ständnis der bisherigen Forschung auf dem Gebiet der Fertilitätsfaktoren? Hinsicht-
lich des Verhältnisses zwischen Beruf und Familie gibt es in allen Wohlfahrtsstaaten 
relativ zuverlässige Belege für den positiven Einfl uss der Nichterwerbstätigkeit  auf 
die Fertilität (vgl. Abschnitt 3.1). Dies stimmt mit dem vorstehend aufgezeigten Ana-
lyserahmen überein, wenn man bedenkt, dass Hausfrauen und Frauen, die sich für 
die Kombinationsstrategie entschieden haben, häufi g über einen längeren Zeitraum 
nicht berufstätig sind und entsprechend mehr Kinder bekommen als Frauen, die die 
Karrierestrategie gewählt haben. Die Ergebnisse der Metaanalyse von Matysiak und 
Vignoli (2008) zeigen darüber hinaus, dass der negative Einfl uss der Berufstätigkeit 
auf die Fertilität mit der Parität zunimmt und in den liberalen sowie konservativen 
Ländern am stärksten ausfällt, während er in den sozialdemokratischen Ländern 
weniger ausgeprägt ist. Diese Ergebnisse waren auf der Grundlage des vorgestell-
ten Analyserahmens auch zu erwarten. Die erste Feststellung im Hinblick auf den 
mit der Parität wachsenden negativen Einfl uss der Berufstätigkeit zeigt uns im Grun-
de genommen, dass bei Hausfrauen (die für einen sehr langen Zeitraum nicht be-
rufstätig sind) sowie bei Frauen, die sich für die Kombinationsstrategie entscheiden 
(und häufi g relativ lange keiner Beschäftigung nachgehen), die Wahrscheinlichkeit 
höher ist, dass sie weitere Kinder bekommen, als bei Frauen, die die Karrierestra-
tegie wählen (und nur sehr selten sowie nur für einen kürzeren Zeitraum nicht be-
rufstätig sind) und oft kinderlos bleiben oder nur ein Kind bekommen. Das zweite 
Ergebnis stimmt ebenfalls teilweise mit der oben vorgestellten These überein: Da 
die sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten für Frauen, die sich für die Kombina-
tions- oder Karrierestrategie entscheiden (d.h. für berufstätige Mütter), gute Bedin-
gungen schaffen, um Kinder zu bekommen, sollten die negativen Auswirkungen der 
Berufstätigkeit auf die Fertilität in diesen Ländern weniger stark ausgeprägt sein als 
in den konservativen Ländern.

Außerdem interessant ist die Tatsache, dass die Auswirkungen der Teilzeit- und 
Vollzeitarbeit auf die Reproduktion zwischen den Wohlfahrtsstaaten variieren. Im 
sozialdemokratischen Kontext sind keine größeren Unterschiede in Bezug auf die 
Auswirkungen von Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigungen auf die Reproduktion zu 
beobachten (Daten über die Zweit- und Drittgeburten in Schweden fi nden sich bei 
Hoem und Hoem 1989, über die Zweitgeburten in Schweden bei Oláh 2003, über die 
Zweitgeburten in Dänemark bei Brodmann et al. 2007). Sowohl in den Niederlanden 
(Liefbroer und Corijn 1999) als auch in Westdeutschland sowie in Großbritannien 
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(Daten in Bezug auf Zweitgeburten fi nden sich bei Kreyenfeld und Zabel 2005) ist 
bei Frauen, die einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen, die Wahrscheinlichkeit al-
lerdings höher, dass sie Kinder bekommen. Dies stimmt mit der vorstehenden Dis-
kussion überein: In den nordischen Ländern, wo großzügige Elternzeiten längere 
berufl iche Pausen erlauben und das Kinderbetreuungsangebot eine Rückkehr in die 
Vollzeitbeschäftigung zulässt, setzen adaptive Frauen die Kombinationsstrategie in 
die Tat um, und zwar sowohl in Verbindung mit einer Teilzeit- als auch einer Voll-
zeitbeschäftigung. Dies könnte eine Erklärung dafür sein, warum zwischen Frauen, 
die in Teilzeit arbeiten, und solchen, die einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen, kei-
ne größeren Unterschiede festzustellen sind. In den Niederlanden, in Deutschland 
sowie in Großbritannien, wo adaptive Frauen die Kombinationsstrategie in erster 
Linie in Kombination mit einer Teilzeitstelle umsetzen, und wo Mütter, die in Vollzeit 
arbeiten, in einem größeren Maß die Karrierestrategie gewählt haben, wundert es 
hingegen nicht, dass ein positiver Einfl uss der Teilzeitbeschäftigung auf die Fertilität 
zu beobachten ist.

In puncto Familienpolitik und Fertilität kommen zahlreiche Studien zu dem Ergeb-
nis, dass sich die Kinderbetreuung – unabhängig vom wohlfahrtsstaatlichen Kontext 
– positiv auf die Fertilität auswirkt (Daten über die Drittgeburten in Norwegen fi nden 
sich bei Kravdal 1996, über die Reproduktion in Italien bei Del Boca 2002, über die 
Zweitgeburtenhäufi gkeit in Schweden bei Oláh 2003, über das Fertilitätsniveau in 
der Schweiz bei Bonoli 2008, über die Geburten erster und höherer Ordnungsfolge 
in Spanien bei Baizán 2009, über das Fertilitätsniveau in Norwegen bei Rindfuss et 
al. 2010). Ebenso kommen mehrere Studien zu dem Schluss, dass sich eine Verlän-
gerung der Elternzeit bzw. des sogenannten Erziehungsurlaubs oder eine Erhöhung 
der entsprechenden Vergütung positiv auf die Fertilität auswirkt (Daten über das 
Timing von Drittgeburten in Österreich fi nden sich bei Hoem et al. 2001, über das 
Timing von Zweit- und Drittgeburten in Norwegen bei Aassve und Lappegård 2009, 
über die positiven Auswirkungen sowohl auf das Tempo als auch auf das Quantum 
der Fertilität in Österreich bei Lalive und Zweimüller 2009). Da außerdem adaptive 
und berufsorientierte Frauen durch das Kinderbetreuungsangebot zu beeinfl ussen 
sind und adaptive sowie familienorientierte Frauen positiv auf eine großzügige El-
ternzeit reagieren, stimmen die Ergebnisse mit dem vorgestellten Analyserahmen 
überein. Dabei ist zu beachten, dass die positiven Auswirkungen einer Verlängerung 
der Elternzeit in Finnland nachweislich mit der Parität zunehmen (Rønsen 2004). Ein 
naheliegender Grund ist die Tatsache, dass eine Verlängerung der Elternzeit besse-
re Voraussetzungen schafft, insbesondere für familienorientierte und adaptive Frau-
en, die daraufhin mehr Kinder bekommen; bei berufsorientierten Frauen, die oft nur 
ein Kind bekommen, zeigt eine solche Maßnahme hingegen keine Wirkung, da diese 
bereits gute Chancen haben, ihre präferierte Strategie in die Tat umzusetzen.

Im Hinblick auf die Aufteilung unbezahlter Hausarbeit gibt es mehrere Studien, 
die den positiven Einfl uss einer gerechteren Aufteilung unbezahlter Hausarbeit auf 
die Fertilität belegen (Daten über die Zweitgeburten in den USA fi nden sich bei Torr 
und Short 2004, in Deutschland bei Cooke 2004, in Dänemark bei Brodmann et al. 
2007, in Spanien und Italien bei Cooke 2008) oder zeigen, dass die Wahrscheinlich-
keit der Geburt weiterer Kinder steigt, wenn der Vater Elternzeit in Anspruch nimmt 
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(Daten über die Zweitgeburten in Schweden und Ungarn fi nden sich bei Oláh 2003, 
über Zweit- und Drittgeburten in Schweden bei Duvander und Andersson 2006). 
Eine mögliche Interpretation dieser Ergebnisse wäre, dass die erhöhte Geburten-
wahrscheinlichkeit darauf schließen lässt, dass bei adaptiven Frauen die Wahr-
scheinlichkeit einer höheren Parität steigt, wenn sie einen Partner haben, der sie bei 
einer reibungslosen Umsetzung ihrer Präferenzen unterstützt. Torr und Short (2004) 
berichten jedoch, dass in Familien, in denen die Hausarbeit in erster Linie von der 
Frau erledigt wird, ebenfalls eine erhöhte Wahrscheinlichkeit von Zweitgeburten zu 
beobachten ist, während Cooke (2004) aufzeigt, dass die Zweitgeburtenwahrschein-
lichkeit steigt, je mehr Zeit die Frauen für die Kinderbetreuung aufwenden. Mit an-
deren Worten: Diese Ergebnisse lassen darauf schließen, dass bei Hausfrauen, die 
sich vermutlich größtenteils mit der Erledigung der Hausarbeit beschäftigen, die 
Wahrscheinlichkeit höherer Paritäten steigt. Duvander und Andersson (2006) erläu-
tern außerdem, dass die Geburtenwahrscheinlichkeit bei einer Inanspruchnahme 
der Elternzeit durch die Mutter im Hinblick auf Zweitgeburten umgekehrt U-förmig 
(d.h. die Wahrscheinlichkeit ist bei den Müttern am niedrigsten, die eine möglichst 
kurze oder möglichst lange Elternzeit nehmen) sowie in Bezug auf Drittgeburten 
J-förmig verläuft. Die geringe Wahrscheinlichkeit von Zweitgeburten bei Müttern, 
die für ihr erstes Kind nur eine kurze Elternzeit in Anspruch nehmen, ist möglicher-
weise den Frauen zuzuschreiben, die sich für die Karrierestrategie entscheiden und 
vermutlich die kürzeste Elternzeit in Anspruch nehmen und häufi g nur ein Kind be-
kommen. Ebenso macht der J-förmige Verlauf von Drittgeburten deutlich, dass bei 
Frauen, die die Hausfrauen- oder Kombinationsstrategie wählen und vermutlich die 
längste Elternzeit in Anspruch nehmen, die Wahrscheinlichkeit höherer Paritäten am 
größten ist. Es bleibt jedoch unklar, warum eine lange Elternzeit in Verbindung mit 
dem ersten Kind eine geringere Wahrscheinlichkeit von Zweitgeburten begründen 
sollte, oder warum eine kurze Elternzeit in Zusammenhang mit dem zweiten Kind 
die Wahrscheinlichkeit von Drittgeburten erhöhen sollte.

6 Schlussfolgerungen

Im ersten Teil des Beitrages wurden die möglichen Erkenntnisse diskutiert, die De-
mografen aus der genderspezifi schen Wohlfahrtsstaatsforschung ziehen können. 
Von diesem Überblick wurden jedoch einige Perspektiven der Fertilität ausge-
schlossen, die beispielsweise die Rolle der Werte betonen (van de Kaa 1987, 2002; 
Lestaeghe/Surkyn 2004) oder die Art und Weise, mit der sich die früheren Fertilitäts- 
und Bevölkerungsstrukturen auf die aktuellen Fertilitätsideale und -entscheidungen 
auswirken (Lutz/Skirbekk 2005; Lutz et al. 2006). Daher gibt es neben den oben 
genannten Aspekten vermutlich zahlreiche weitere Möglichkeiten, wie Demografen 
Vorteile aus der Wohlfahrtsstaatsforschung ziehen können. Darüber hinaus ist die 
vorstehende Analyse relativ grob, weshalb weitere Beiträge zu diesem Thema näher 
ins Detail gehen sollten. Abschließend ist zu beachten, dass, auch wenn sich dieser 
Beitrag darauf konzentriert, welche Erkenntnisse Demografen aus der Wohlfahrts-
staatsforschung ziehen können, natürlich auch die Frage von Bedeutung ist, was die 
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Wohlfahrtsstaatsforscher von den Demografen lernen können. Alles in allem ist ein 
weiterer Austausch zwischen diesen beiden Disziplinen zu empfehlen.

Im zweiten Teil des Beitrages wird ein neuer Analyserahmen entwickelt, der die 
Rolle der Präferenzen, der Familienpolitik sowie der Haushaltsressourcen im Hin-
blick auf die Entscheidungen von Frauen betont. Mit anderen Worten: Die Analyse 
konzentriert sich lediglich auf einige wenige Variablen, obwohl im Rahmen einer 
Analyse der Fertilitätsfaktoren zahlreiche weitere Variablen identifi ziert wurden, 
die bei den Entscheidungen im Hinblick auf das Kinderkriegen eine Rolle spielen. 
Persönliche Variablen wie etwa Werte (van de Kaa 2001), die Anzahl der eigenen 
Geschwister (Murphy/Knudsen 2002; Kreyenfeld 2004), die eigene Religion (Adse-
ra 2006) oder die der Eltern (Branas-Garza/Neuman 2006; Berghammer 2009) und 
sonstige ähnliche Aspekte, die sich nachweislich auf die Fertilität auswirken, können 
teilweise jedoch ebenfalls eine Rolle in Form von Präferenzen spielen, die sich auf 
den gewünschten Lebensstil von Frauen auswirken. Andere fertilitätsrelevante Fak-
toren wie beispielsweise der Grad (Kreyenfeld 2002, 2004) und der Bereich (Hoem 
et al. 2006a/b) der Bildung könnten im Gegenzug zumindest bis zu einem gewissen 
Maß durch den präferierten Lebensstil bestimmt werden. Die Entscheidungen der 
einzelnen Frauen unterliegen letztendlich natürlich auch dem Einfl uss anderer Fak-
toren wie Schwierigkeiten bei der Suche nach einem geeigneten Partner (Tanturri/
Mencarini 2008), Unfruchtbarkeit oder unterschiedliche Ansichten der Partner im 
Hinblick auf die Anzahl der gewünschten Kinder (Voas 2003); diese Faktoren können 
sogar zu weiteren ausgeprägten Mustern innerhalb der Gesamtbevölkerung beitra-
gen. Dabei werden zwar nicht alle Frauen mit diesen Problemen und Situationen 
konfrontiert, aber alle Frauen müssen ihre Entscheidungen innerhalb der Strukturen 
treffen, die durch die Familienpolitik und die Haushaltsressourcen bestimmt wer-
den. Um es mit anderen Worten auszudrücken: Was ich in diesem Zusammenhang 
herausstellen möchte, ist, dass wir die heterogenen Präferenzen von Frauen erken-
nen müssen, verstehen müssen, wie sich die Kontextfaktoren auf den Lebensver-
lauf von Frauen auswirken und sorgfältig analysieren müssen, wie aus Präferenzen 
Entscheidungen erwachsen, um die Fertilitätsunterschiede zwischen den einzelnen 
Ländern verstehen zu können. Dabei spielt es zwar eine Rolle, wie andere Variablen 
mit diesem „Gesamtbild“ in Zusammenhang stehen, es ist jedoch unwahrschein-
lich, dass Faktoren wie Entscheidungen in Bezug auf den Bildungsbereich oder un-
terschiedliche Präferenzen zwischen den Partnern deutlich unterschiedlich ausfal-
len oder in einigen Ländern weiter verbreitet wären als in anderen, weshalb diese 
Variablen vermutlich weniger dazu geeignet sind, die Unterschiede zwischen den 
einzelnen Ländern im Hinblick auf die Fertilität zu erklären.
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